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Pünktlich um 9.30 Uhr waren am Freitag der gewählte Präsident
Fernando de la Rúa und sein Vizepräsident Carlos Alvarez in einer
schlichten Zeremonie im Sitzungssaal der nationalen Deputierten-
kammer feierlich vereidigt worden. In Gegenwart zahlreicher Gäste
und Spitzenbeamter richtete de la Rúa anschliessend seine Antritts-
ansprache an das Plenum beider Kammern.

Darin betonte der neue Präsident eingangs Transparenz, Ehren-
haftigkeit, Austerität und Dienst am Volk als die grundlegenden
Richtlinien seiner Regierung. „Moralische Grundregeln“ müssten
erhalten werden, Altruismus und Solidarität für die „moralische
Reserve“ der Nation sorgen.

De la Rúa betonte weiter, dass er „ohne ein Budget“ für 2000
antrete. Trotz globalen Wachstums, Privatisierungen und der Stabi-
lität erbe er ein „enormes Budgetdefizit, eine Riesenschuld der Pro-
vinzen und besonders schwierige Situationen bei den (zahllosen Pro-
zessen ausgelieferten) Sozialverwaltungen von Anses und Pami“.

Damit kritisierte de la Rúa den zuletzt noch stark aufgeblähten
Beamtenstab der Staatsverwaltung. Das Defizit wirkt sich auf die
Zinssätze aus. Ausgaben müssen gesenkt werden, was die Provin-
zen begriffen haben, die ein Abkommen in diesem Sinn vereinbart
haben. 

Zur Lösung dieses Problems sei eine vorübergehende Anstren-
gung „derjenigen unabwendbar, die mehr haben“. De la Rúa versi-
cherte, dass er keine zusätzlichen Steuern wünsche. Doch seien die-
se unumgänglich, „auch wenn diejenigen, die für das Defizit ver-
antwortlich zeichnen, jetzt Kritik an den neuen Steuern üben“, sag-
te der Präsident mit Blick auf ein „realistisches“ Budget, wodurch
letztlich das Gesetz über die Fiskalsolvenz eingehalten werden kann.
Indirekt verwies de la Rúa damit zugleich darauf, dass ein ausgegli-
chenes Budget Investitionen anzieht, die wiederum neue Arbeits-
plätze schaffen und so die Arbeitslosigkeit senken.

„Ehrenhaftigkeit, Arbeit und Frieden“
Antrittsansprache des Präsidenten Fernando de la Rúa

De la Rúa sagte in seiner Antrittsrede „der Korruption und der
Einstellung von politischen Freunden im Staat“ den Kampf an. So-
zialausgaben müssten die Familien und die Minderbemittelten be-
günstigen, ebenso „Jugendliche, die weder studieren noch arbei-
ten“ sowie die mittellosen Kinder. Das Ziel der Sozialausgaben
müsse daher ein „würdiges Leben für alle Argentinier“ sein. „Der
Staat darf nicht abwesend sein“, betonte der neue Staatschef, „na-
hezu 40 Prozent der Bevölkerung geniessen keinen Gesundheits-
schutz.“ Die Hospitäler müssten „für das Volk einstehen“, die Sozi-
almedizin präventiv wirken und die Krankenkassen überwacht wer-
den. De la Rúa kündigte zugleich Wohnungsbau für Minderbemit-
telte an. 

Eine verbesserte Erziehung solle dafür sorgen, dass „alle Schü-
ler“ in Zukunft die Mittelschulen absolvierten. Den Lehrern müs-
sten höhere Gehälter bezahlt und die Forschung koordiniert werden.

Zur Bekämpfung der Unsicherheit solle der Kongress Gesetze
verabschieden, die „schärfere Strafen“ vorsehen und zugleich „die
Reuigen“ schützten. „Der Drogenhandel muss bekämpft werden“,
sagte der 62-Jährige. Hierzu werde auch der Nationale Sicherheits-
rat mit Beteiligung der Provinzen einberufen werden.

Aussenpolitisch verhiess de la Rúa „Respekt gegenüber allen Völ-
kern und ihren Grenzen sowie der lateinamerikanischen Integrati-
on, insbesondere dem Mercosur“. Konflikte müssten „im Dialog“
gelöst werden, darunter auch der Souveränitätsanspruch auf die
Malwinen. Mit einem Aufruf an „alle Argentinier, das Land wieder
in Bewegung zu versetzen“, schloss der neue Präsident seine An-
sprache mit den Leitworten „Ehrenhaftigkeit, Arbeit und Frieden“.
Anschliessend begaben sich der Präsident und Vizepräsident mit
ihren Gattinen zum Regierungsgebäude, wo der scheidende Staats-
chef Carlos Saúl Menem seinem Nachfolger die blauweisse Schlei-
fe und den Präsidentenstock überreichte.

Letzter Brief Menems als Präsident
Botschaft an die Allianz und an die Partei

„Ich verpflichte mich, ab dem 10. Dezember, von der Führung des
PJ aus, keine Anstrengungen - von der Unterstützung bis zur kon-
struktiven Opposition - zu scheuen, damit der neue Präsident tatkräf-
tig und wirkungsvoll regieren kann, weil sein Erfolg der Erfolg der
Argentinier sein wird.“ Mit diesem Satz schließt der Abschiedsbrief
Menems, der Botschaften sowohl an die Allianz als auch an den Pe-
ronismus enthielt.

Unter dem Titel „Wir sind bereit“ versucht Menem sich darin als
prinzipieller Gesprächspartner der neuen Regierung darzustellen und
dazu, seine Partei zu vergattern. Menem hat bereits ein Mandat für
die Führung der Partei bis zum Jahr 2003, konkurriert aber intern mit
mehreren Gouverneuren, die ihre persönlichen Projekte verfolgen,
darunter in erster Linie Carlos Ruckauf, Carlos Reutemann und José
Manuel de la Sota, nicht zu vergessen Eduardo Duhalde. 

Gleichwohl war das hauptsächliche Anliegen Menems die Unter-
streichung der Versicherung, er hinterlasse ein geordnetes Land, um
sich von den Sparmaßnahmen, die Fernando de la Rúa beabsichtigt,

zu distanzieren. Die Allianz rechtfertigt ihr Steuerpaket mit dem Fis-
kaldefizit, das ihr Menems Regierung hinterlässt.

„Wir hinterlassen ein konsolidiertes Land, mit institutioneller und
wirtschaftlicher Stabilität, sozialem Frieden und neuem internationa-
len Prestige. All das wird Dr. de la Rúa erlauben, mit Erfolg die er-
sten Schritte ins dritte Jahrtausend zu tun“, heißt es in dem Brief.
„Wir haben die Herausforderung“, die Geschicke der Nation wäh-
rend einer inneren Katastrophe übernommen, inmitten vom Umwäl-
zungen im internationalen Bereich und erlebten, ohne es zu wissen,
das Ende einer Epoche.“ 

Nach Hinweisen auf Hyperinflation, einen „paralysierten Produk-
tionsapparat“ und „ineffiziente und obsolete öffentliche Dienste“ un-
terstreicht der jetzige Ex-Präsident in dem Schreiben, er habe den
Mut gehabt, harte Maßnahmen zu ergreifen. „Die Früchte der Um-
wandlungen werden jetzt der neuen Regierung ermöglichen, nicht
bei Null anzufangen, wie es der Justizialismus 1989 tun mußte“,
schreibt Menem.
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Menems Jahrzehnt
Dass der Justizialist Carlos Saúl Menem, 1989 dreimaliger

Gou-verneur der kleinen Andenprovinz La Rioja, den Radi
kalen Raúl Alfonsín als Präsident ablöste und jetzt nach sei-

ner Wiederwahl 1995 das Präsidentenzepter an den Radikalen Fern-
ando de la Rúa abtritt, hat die argentinische Demokratie entschie-
den gefestigt. Regelmässig wurden Wahlen für alle Wahlämter ab-
gehalten, an denen sich die Justizialistische Partei wie alle anderen
beteiligte, ohne der früher üblichen Gewalt zu frönen.

Alfonsín erbte die Demokratie 1983 von der Militärregierung,
musste sich aber mit mehreren Revolten der Militärs und dreizehn
Generalstreiks der CGT herumschlagen, bis ihn die Hyperinflation
in die Flucht schlug. Menem übernahm das Amt am 8. Juli 1989
nahezu sechs Monate vor dem vorgezeichneten Amtsbeginn.

Der letzte Militärputsch
Anderthalb Jahre später schlug Menem den letzten Militärputsch

am 3. Dezember 1990 gnadenlos nieder. Die Rebellen wurden de-
gradiert und verurteilt, ohne dass sie seither von Menem begnadigt
worden wären. Damit schloss der 60jährige Zyklus militärischer
Revolten ab, der am 6. September 1930 tragischerweise begonnen
hatte, als 76 Jahre reguläre sechsjährige Amtswechsel durch den
Gewaltstreich unterbrochen wurden. Menem festigte die Demokra-
tie gleichzeitig mit den Begnadigungen der verurteilten Militärfüh-
rer und des Chefterroristen Firmenich sowie dessen Mitarbeiter.
Seither murren die Militärs nicht mehr wie früher, als sie sich für
neue Revolten vorbereiteten. Der Terrorismus konnte auch nie wie-
der Fuss fassen, nachdem er militärisch besiegt worden war und
seine politische Seele ausgehaucht hatte. Mit der Abschaffung des
Militärdienstes mussten die Streitkräfte sich modernisieren. Sie
nehmen laufend an Friedensmissionen in anderen Ländern teil.

Freie Meinungsäusserung
In zehn Jahren, fünf Monaten und zwei Tagen Regierung liess

Menem die Presse und die Medien schlechthin frei walten. Zahlrei-
che Fernseh- und Rundfunkanstalten wurden an private Interessen-
ten abgegeben, was die Vorgängerregierung Alfonsíns unterlassen
hatte, die sich stets mit der Pressefreiheit gebrüstet hatte, obwohl
sie Journalisten verhaften liess und Fernsehkommentatoren diskri-
miniert hatte. Die Verleumdung staatlicher Beamten wurde als De-
likt aus dem Strafgesetzbuch entfernt, mit deren Drohung allenfalls
die Presse geknebelt werden konnte. Die masslose Kritik, der sich
die Regierung Menem in nahezu allen Medien ausgesetzt sah, hin-
derte den Präsidenten niemals, die Amtshandlungen zu vollziehen,
die seinen Regierungskurs bestimmten. Er stützte sich politisch auf
die Volksgunst der etwa fünfzigprozentigen Mehrheit der Stimmen,
die ihn 1989 und 1995 gewählt hatten. Darin sah Menem die Quel-
le seines Sendungsbewusstseins, das ihn bis zum letzten Tag seiner
Amtszeit unbeirrt begleitete.

Den korporativen Staat des Frühperonismus baute Menem
klammheimlich ab. Die Gewerkschaften behielten zwar ihre Kas-
sen und die Verhandlungsmacht, wurden aber kraft Wirtschaftsöff-
nung, Privatisierungen und Wettbewerb weitgehend entmachtet. Ihre
Streiks beschränkten sich auf den staatlichen Bereich.

Erfolgreiche Aussenpolitik
Abgesichert durch günstige Wahlergebnisse und die Freiheit, die

die argentinische Gesellschaft durchweg geniessen durfte, gelang
es Menem, alle Grenzkonflikte zu regeln, insbesondere mit dem
Andennachbar Chile. Sogar mit Grossbritannien konnte ein „mo-
dus vivendi“ in Sachen Malwinen vereinbart werden, das den per-
sönlichen Kontakt mit dem Festland wieder hergestellt hat und die
Voraussetzung für künftige Annäherungen bildet.

Mit den Vereinigten Staaten knüpfte Menem denkbar enge Be-
ziehungen an, beteiligte sich als einziges lateinamerikanisches Land
militärisch an der Befreiung Kuwaits und wurde zuletzt als Sonder-
alliierter ausserhalb der NATO qualifiziert. Aus dem Verein der
Blockfreien stieg Argentinien aus. Beste Beziehungen zu Europa
und Asien sowie zu allen lateinamerikanischen Ländern hinderten
Menem niemals, seinen persönlichen Freund, den Diktator Fidel
Castro in Kuba, unbeirrt zu mahnen, damit der Wahlen einberufe

und sich demokratisch gebärde, was dieser letzte Mohikaner stali-
nistischer Regierungsmethoden freilich nie beherzigt hat. Trotzdem
schenken sich Menem und Castro gegenseitig Wein aus La Rioja
und Zigarren aus Kuba. 

Mit den Präsidenten der Nachbarländer Brasilien und Chile ver-
einbarte Menem Ende 1990 den Verzicht auf Atom- und Chemie-
waffen sowie Raketen, mit denen sich die drei Länder gegenseitig
bedrohten. Seither ist der südliche Teil des Kontinents eine echte
Friedenszone, in der die Streitkräfte zusammenarbeiten anstatt sich
zu beargwöhnen, um aufzurüsten. 

Grundlegende Wirtschaftsreformen
Menems Jahrzehnt geht in die Geschichte ein, weil die Wirtschaft

von Grund auf umgestülpt wurde. Die geerbte Hyperinflation wur-
de in wenigen Jahren dank der Konversionskasse, genannt Konver-
tibilität, und flankierender Reformen in eine Geldwertstabilität mit
Nullinflation entlassen, die sich weltweit nur mit Japan vergleicht.
Dieses wirtschaftspolitische Kunststück, das Menem seinem erfolg-
reichen Wirtschaftsminister Cavallo verdankt, hat sich nahezu neun
Jahre gehalten, weil die Menschen die Gräuel der Hyperinflation
nie vergessen haben und auch nicht vergessen werden, wiewohl im
Ausland die meisten sogenannten Wirtschaftsexperten die Konver-
sionskasse missverstehen und dauernd eine bevorstehende Abwer-
tung des Peso predigen, die seit 1991 nie eingetreten ist. So kann
sich der Peso jetzt brüsten, zusammen mit dem Hong Kong-Dollar,
der auch durch eine Konversionskasse verwaltet wird, deren Ab-
wertung wirtschaftliche Gurus weltweit ebenfalls stets voraussagen,
die einzige nationale Währung gewesen zu sein, die keine Abwer-
tung erfuhr. 

Neben der Stabilität hat Argentinien in den neunziger Jahren dank
Menems knallharten Entscheidungen die gesamte Infrastruktur pri-
vatisiert und gewaltige Investitionen herbeigeführt. Erdöl und Erd-
gas sind vollumfänglich in private Hände entlassen worden wie in
keinem anderen lateinamerikanischen Land. Argentinien versorgt
sich mit Erdöl, Erdgas und Elektrizität und exportiert alle drei En-
ergieträger, allein mit fünf Leitungen nach Chile. Argentinien ge-
niesst dank Privatisierung des Telefonnetzes den freien Zugang zum
Internet mit rasant zunehmenden Anschlüssen an das weltweite Netz.
Im Grossistenmarkt wird Elektrizität zu freien Preisen zur Hälfte
der vorherigen Monopolpreise gehandelt. Das Kabelfernsehen ist
mit über fünf Millionen Anschlüssen auf Rang sieben in der Welt
aufgerückt. Im Transport verfügt Argentinien über neue private Ei-
senbahnen, ebenfalls privat verwalteten Überlands- und Zufahrts-
strassen zu Buenos Aires und anderen Grossstädten sowie neue Flug-
zeugverbindungen im Inland und mit dem Ausland. Der Wasserweg
vom Rio Paraná und Rio Paraguay hat den Transport von Stapelgü-
tern gewaltig verbilligt.

Die Ernten von Getreide, Futtermitteln und Ölfrüchten wurden
um weit über 50 Prozent erhöht, die Milchproduktion sogar ver-
doppelt. Argentinien führt bei verdreifachtem Export als weltweit
erster oder zweiter Exporteur in Mais, Erdnuss, Sonnenblumen, So-
japrodukten, Zitronen, Honig, Traubenmost, schwarze Bohnen und
Süssigkeiten, wo vor zehn Jahren nur Sonnenblumen herausragten.
Über siebzig Exportländer werden beliefert gegen weniger als die
Hälfte in den achtziger Jahren.

Auslandskapital befruchtete in Hülle und Fülle die Wirtschaft
mit einer Milliarde Dollar im monatlichen Durchschnitt der zehn
Jahre. Der Bergbau wurde erschlossen, wo hundert Konzessionen
am Werk sind und bereits Kupfer, Gold und Lithium ausgeführt wird.
Im Fischfang, der ebenfalls expandierte, wurde leider Raubbau mit
europäischen Subventionen betrieben. Die Forstwirtschaft geniesst
ebenfalls steuerliche Vorteile, die sie schon in Fahrt gebracht ha-
ben. 

Die Industrie, der Handel und die Dienstleistungen erfuhren ge-
waltige Ansporne und verbesserten ihre Leistungen und Produkti-
vität wie selten zuvor, obwohl zahlreiche Industriebetriebe aussche-
ren mussten und andere an ausländische Konzerne verkauft wur-

(Fortsetzung auf Seite 3)
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den. Neue Industriezentren wie in Pilar und anderswo zogen industri-
elle Niederlassungen an. Das früher vernachlässigte Inland erhielt die
meisten Investitionen, die vormals nur Buenos Aires und Umgebung
begünstigten.

Im Mercosur gewann Argentinien erstmals einen Präferenzmarkt
für seine Exporte, der sich als besonders attraktiv für Investitionen
erwies. Im hartnäckigen Kampf gegen den unlauteren Wettbewerb
europäischer, nordamerikanischer und japanischer Subventionen land-
wirtschaftlicher Produkte bei vielfach verwehrtem Marktzugang mus-
ste Argentinien freilich Niederlagen einstecken.

Korruption und Budgetdefizit
Menems Schwachstellen waren die Korruption, die seiner Regie-

rung immer wieder unterstellt wurde, sein überschwenglicher Stil so-
wie die hohe Arbeitslosigkeit und das Haushaltsdefizit. Die letzten
beiden negativen Aspekte begleiteten die wirtschaftliche Expansion
wie der Schatten den Körper. Als Folge des Haushaltsdefizits blieben
die Zinsen allgemein hoch und behinderten den Einsatz vermehrter
Investitionen, die die Arbeitslosigkeit auffangen könnten. Dabei hat
die öffentliche Hand durchweg im Jahrzehnt vermehrt seine Ausga-
ben für soziale Ziele eingesetzt, die nahezu zwei Drittel aller Etatpo-
sten der Nation, der Gliedstaaten und der Gemeinden verschlingen,
insbesondere für Erziehung, Gesundheit und Alters- sowie
Gnadenrenten.

Die Schicht der höheren Einkommen und Vermögen verbesserte
ihre Position, weil mehr investiert und damit Kapital geschaffen wur-
de, das Vermögenden gehört und Einkommen verschafft. Im Mittel-
stand wurden tiefgreifende Veränderungen bei Arbeitsplätzen, Klein-
unternehmen und Dienstleistungen verzeichnet, die einigen zum Wohl-
stand und anderen zum Niedergang verhalfen. Die Armut hat abge-
nommen, ebenso die Kindersterblichkeit bei verbesserter Ernährung
mit Milch, Gemüse und Früchten, aber die Notstandssiedlungen un-
weit der Städte bleiben ein Dorn im Auge Argentiniens. Einwanderer
aus ärmeren Nachbarländer zog es nach Argentinien. 

Menem als Kandidat für 2003
Die neunziger Jahre werden in die Geschichte als das Jahrzehnt

Menems eingehen, der sie durch seine Politik entscheidend geprägt
hat. Bis zum letzten gestrigen Tag hat Menem das Zepter der Regie-
rung nicht abgegeben. Zuletzt hat er in der Kabinettssitzung der Vor-
woche seinen Abschied genommen und abermals eine Verfassungs-
reform empfohlen, damit die Präsidenten künftig wieder wie vor 1995
durch Wahlmänner gekürt werden anstatt in direkter Volkswahl mit
der eigenartigen Stichwahl unter 45 Prozent der Stimmen. Menem
will dadurch den Einfluss der Randprovinzen vermehren, die bei di-
rekter Volkswahl der Präsidenten an Gewicht verlieren. Die Volks-
vertreter der grossen Provinzen werden Menem diesen Gefallen si-
cherlich nicht tun, sollte das Projekt zur Abstimmung kommen, de-
ren Mehrheit zwei Drittel sein muss. 

Ein eigenes Kabinett wird Menem auch nach dem Abgang beglei-
ten, damit er sich für die Präsidentschaftswahlen von 2003 vorberei-
tet, für die er abermals kandidieren will. Seit 1973 hat dieser Voll-
blutpolitiker nie eine Wahl verloren, bei der er als Kandidat seinen
Mann stand. Ob ihm dieses Kunststück in vier Jahren im Alter von 73
Jahren abermals gelingen wird, bleibt freilich abzuwarten. Sein Jahr-
zehnt der neunziger Jahre wird ihm aber niemand absprechen kön-
nen.

Alderetes letzter Streich
Gehaltszulage für 4.000 PAMI-Angestellte
Wenige Stunden vor dem Abschied des Menemismus von der Regie-

rung hat PAMI-Chef Víctor Alderete noch einmal zugeschlagen und die
Gehälter von mehr als 4.000 Angestellten des Rentnersozialwerks er-
höht. Die technische Mannschaft der Allianz spricht sogar von 10.363
Angestellten, die in den Genuss der Gehaltszulage kommen sollen. Nach
Zeitungsangaben vom Dienstag geht es dabei um eine monatliche Mehr-
ausgabe von etwa 19,4 Millionen Pesos. Gegenüber der Presse bestätig-
ten dem PAMI-Direktorium nahestende Personen die massive Gehalts-
erhöhung, konkrete Zahlen wurden jedoch nicht genannt. Die Erhöhung
soll rückwirkend ab 1. Dezember gelten.

Die Rechnungsprüfer von der Allianz erklärten, die Maßnahme kön-
ne auf Grund des Zeitpunktes ohne Wirkung bleiben, obwohl sie zu-
gleich befürchteten, dass die Zulage als „erworbenes Recht der Nutz-
nießer“ anerkannt wird. Die von Alderete am Donnerstag der vergange-
nen Woche unterschriebene Resolution 275 nennt als Grund eine „Aus-
gleichsabsicht mit dem Kriterium der Gerechtigkeit“.

Die Großzügigkeit Alderetes steht in starkem Gegensatz zur schwie-
rigen Finanzsituation des Rentnersozialwerkes, das derzeit ein jährli-
ches Defizit in Höhe von 400 Millionen Pesos ausweist und schwerwie-
gende Probleme bei der medizinischen Betreuung der Rentner und Pen-
sionsempfänger hat. Die Amtsführung des umstrittenen ultramenemi-
stischen Funktionärs unterliegt derzeit in 17 verschiedenen Justizver-
fahren einer Prüfung und steht auf der Allianz-Liste der „Paradefälle
der Korruption in der Ära des Menemismus“.

(Fortsetzung von Seite 2)
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Oviedos
Verschwinden

Am Donnerstagmorgen,
während seine Bewacher
schliefen oder irgendwo an-
ders hinsahen, hat der para-
guayische Ex-General Lino
Oviedo sein Asyl in Patagoni-
en verlassen, um nach Para-
guay zurückzukehren. Ist es
so, dann hat er sein gefährli-
ches Versprechen hinsichtlich
der Rückkehr wahrgemacht. 

Wie am Donnerstag abend
verlautete, flog Oviedo mit ei-
nem privaten Kleinflugzeug
von einem Flugplatz in Gross-
Buenos Aires ab, der extra für
ihn um drei Uhr morgens ge-
öffnet worden war. Wie es
heisst, soll Oviedo direkt nach
San Pedro (400 Kilometer von
Asunción entfernt) geflogen
sein. 

Paraguay hat die Ausliefe-
rung Oviedos beantragt, da sie
ihn als Auftraggeber des Mor-
des an dem damaligen Vize-
Präsidenten Luis María Ar-
gaña im vergangenen März
und den folgenden Unruhen,
bei denen mindestens sieben
Menschen starben, beschul-
digt. Paraguays Präsident Luis
González Macchi erklärte auf
Fragen von Journalisten iro-
nisch: „Ich weiss nichts. Fra-
gen Sie Menem.“ Auch Bera-
ter von Oviedo versicherten,
„ohne das Einverständnis Me-
nems wäre gar nichts gelau-
fen.“

DIE WOCHE IN ARGENTINIEN
Versteigerergesetz

Der Senat hat ein Gesetz ver-
abschiedet, das eine Universitäts-
ausbildung für die Ausübung der
Berufe Versteigerer und Makler
als obligatorisch vorsieht. Damit
sei das Ziel erreicht, die beiden
Tätigkeiten „zu geregelten Aus-
bildungsberufen zu machen“, er-
klärte der UCR-Senator José
María García Arecha.

Amtsenthebungen
Die Senatorenkammer der

Provinz Corrientes hat im Rah-
men des politischen Prozesses ge-
gen den Gouverneur Pedro Brail-
lard Poccard und den Vizegou-
verneur Víctor Hugo Maidana,
die beide bereits in ihrer Amtstä-
tigkeit suspendiert waren, die
endgültige Absetzung verfügt.

Beiden wird inkorrekte Amtsaus-
übung vor-geworfen.

Cartañás Ambitionen
Antonio Cartañá, ehemaliger

Ombudsmann der Stadt Buenos
Aires, hat Ambitionen auf die
Nachfolge von Fernando de la
Rúa als Stadtregierungschef. Der
führende sozialistische Politiker
startete seine Bemühungen mit
einer Vorstellung im Speisesaal
der Abgeordnetenkammer.

Niembro sagt nein
Der Sportjournalist und me-

nemistische Ex-Funktionär Fer-
nando Niembro hat am Wochen-
ende in Abrede gestellt, dass er
für die Nachfolge de la Rúas kan-
didieren wolle. Andererseits
räumte Niembro ein, dass er sich
„seit einiger Zeit“ mit führenden
PJ-Politikern der Stadtpartei tref-
fe, um mit ihnen über „Stadtpro-
bleme und die Wiederherstellung
des Peronismus“ zu sprechen.

Freiwillige Rücktritte
Der neue Arbeitsminister Al-

berto Flamarique hat erklärt, dass
derzeit geprüft werde, ob ein Sy-
stem der „freiwilligen Rücktrit-
te“ in der öffentlichen Verwal-
tung eingeführt werden könne.
Damit solle eine Neuorganisati-
on erreicht werden, da derzeit
viele Aufgaben „von mehreren
Einrichtungen zugleich“ wahrge-
nommen würden.

Di Tellas Termine
Ex-Außenminister Guido Di

Tella wird am Montag vor Bun-
desrichter Jorge Urso im Fall der
illegalen Waffenverkäufe aussa-
gen. Im Anschluss wird er im Au-
ßenministerium mit seinem
Nachfolger Adalberto Rodríguez
Giavarini dessen Amtsübernah-
me begehen.

Wieder Stromsperren
100.000 Stromkunden von

Edenor sowie 300.000 Klienten
von Edesur waren am vergange-
nen Wochenende eineinhalb
Stunden lang ohne Elektrizität.
Nach Angaben der beiden Strom-
lieferanten war ein „Versagen“ im
Hochspannungsnetz die Ursache.
Bereits Tage zuvor waren im Nor-
den Argentiniens etwa eine Mil-
lion Menschen von Stromausfäl-
len betroffen. Ursache seien Sa-
botagehandlungen an drei Hoch-
spannungsmasten gewesen.

Schiffsuntergang
Ein argentinischer Fischkutter

ist am vergangenen Wochenende
rund 132 Seemeilen vor Mar del

Plata aus bisher ungeklärten
Gründen gesunken. Die dreizehn
Besatzungsmitglieder wurden
kurz nach dem Untergang des
Schiffes von einem unter der
Flagge der Bahamas laufenden
Frachter gerettet.

Straßenblockade
Eine Gruppe von Einwohnern

des bonaerenser Presidente Der-
qui hat am Samstag die Ruta
Panamericana bei Kilometer 50
zwei Stunden lang blockiert. Die
Demonstranten protestierten da-
mit gegen eine Justizentschei-
dung, durch die ein Plebiszit ver-
boten worden war. Die Volksbe-
fragung sollte ermitteln, ob ein
Konsens für die Trennung von
Presidente Derqui vom Distrikt
Pilar vorhanden ist. 

Klima-Schock
Extreme Klimaschwankungen

haben Argentinien am vergange-
nen Samstag heimgesucht. Wäh-
rend in der Hauptstadt das Ther-
mometer am Nachmittag 36 Grad
erreichte, litt Bariloche nach Zei-
tungsangaben unter einer „Polar-
kältewelle“ mit starken Schnee-
fällen. Die Temperatur betrug

dort am Samstag vormittag drei
Grad unter Null, als „sensación
termica“ wurden sogar 13 Grad
unter Null gemeldet.
Palermo-Verschönerung

Die Stadtregierung hat am ver-
gangenen Wochenende die Reno-
vierungs- und Neugestaltungsar-
beiten in der „grünen Lunge“,
den Parks im Stadtteil Palermo,
beendet. Unter anderem waren
der ‚lago‘ Victoria gereinigt, die
Teichufer neugestaltet und die
Fußgängerbrücke über den Teich
am Planetarium neugestaltet
worden.

Asthma und
Allergien

Ein Kongress über Asthma
und Allergien hat am vergange-
nen Wochenende die Bevölke-
rung über die Krankheitsbilder
informiert. In Vorträgen und Ge-
sprächen klärten Fachärzte über
Asthma und Allergien auf, nann-
ten Möglichkeiten der Verhütung
sowie der Behandlung. Ein Pati-
entenchor trat auf und es wurden
Sketche aufgeführt. Veranstalter
war die Asthmagesellschaft
APAAI.

PAMI-Prüfung
Auf Anweisung von Präsident Fernando de la Rúa hat eine ein-

gehende Prüfung der vier Schlüsselbereiche im Rentnersozialwerk
PAMI - Gesundheit, Soziale Förderung, Wirtschaft und Rechtsab-
teilung - begonnen. Außerdem wurden Maßnahmen zur unmittel-
baren Wiederaufnahme bestimmter Sparten der ärztlichen Betreu-
ung eingeleitet. Allerdings ist jede Lösung auf Grund der schwin-
delnden Höhe der PAMI-Schulden vom wirtschaftlichen Aspekt
abhängig. Ein dem Präsidenten vorliegender Bericht beziffert die
Schulden mit 1,8 Milliarden Pesos und es genügt eine Zahl, um
das Ausmaß der Misere zu demonstrieren: Der Jahreshaushalt des
Rentnersozialwerkes in Höhe von 2,4 Milliarden Pesos beträgt nur
relativ mehr als die ganzen Schulden. Gleichzeitig werden die
Verträge mit Dienstleistungsunternehmen geprüft und vor allem
die polemischen Verwalterfirmen, ein von Víctor Alderete erfun-
dene System, das dem PAMI 250 Millionen jährlich kostet. Dabei
handelt es sich um Vertragsunternehmen, die die eigentlichen
Dienstleister honorieren und „beaufsichtigen“. Tätigkeiten, die
rechtlich vom PAMI wahrgenommen werden müssen. Damit noch
nicht genug, kommt eine Untersuchung über den Verbleib und die
Verwendung der 20 Milliarden Pesos hinzu, die der PAMI seit 1992
aus der Staatskasse erhielt. „Im PAMI muß alles überprüft wer-
den“, hatte Fernando de la Rúa eine Woche zuvor einer Gruppe
von Mitarbeitern gesagt, die begonnen hatten, alles für die Über-
nahme vorzubereiten. Bei dieser Gelegenheit wurde auch ausdrück-
lich festgelegt, daß verdächtige Umstände in jedem Fall der Justiz
zugeleitet werden. Die Untersuchung wird zufolge eines Projek-
tes des Frepaso-Abgeordneten legislativen Rahmen bekommen,
das die Bildung einer parlamentarischen Kommission, die alle
Vorgänge untersuchen soll, die während der Amtszeit Alderetes
durch den Kongreß angezeigt wurden.
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Olivera neuer Stadtregierungschef
De la Rúa übergab dem Nachfolger sein Amt

In einem nüchternen und protokollgemäßen Akt hat der neue
Chef der Stadtregierung, Enrique Olivera, am Donnerstag sein Amt
angetreten. Olivera wird das Mandat von Präsident Fernando de la
Rúa beenden, das noch bis zum 6. August 2000 läuft.

Am Donnerstagvormittag legte Olivera zunächst vor der Stadt-
legislatives den Amtseid ab, danach begab sich der neue Stadtre-
gierungschef in den „Goldenen Salon“ der Casa de Cultura (Kul-
turhaus), wo ihn Fernando de la Rúa in sein Amt einführte. „Das
Gesetz hat keine Symbole für die Übergabe vorgegeben, sondern
Arbeit“, erklärte de la Rúa vor der traditionellen Umarmung und
erntete damit lautstarken Beifall. 

Vor den Ehrengästen hielt de la Rúa seine Abschiedsrede als
Stadtchef, in der er die verfassungsgemäße Kontinuität in dem Amt
hervorhob und einen kurzen Überblick über die Veränderungen
im Bereich der sozialen und kulturellen Pläne während seiner Amts-
zeit gab. Danach nannte er die Erfahrungen als Chef der Stadtre-
gierung unersetzlich für die neue Funktion, die er jetzt überneh-
me. Olivera versicherte der Stadtlegislative, er werde die bisheri-
ge Arbeit fortsetzen und dazu „die Politik der Dezentralisierung
intensivieren, damit die Regierung in den Stadtteilen näher am
Bürger ist“. Es könne nicht sein, dass „in der Stadt extreme Armut
und extremer Reichtum nebeneinander existieren“.

Argentinien zeichnet deutsche Offiziere aus
Am 7.12.99 fand in der Residenz des argentinischen Botschaf-

ters in Bonn, Dr. Andrés Pesci Bourel, die traditionelle Zeremonie
statt, bei der die argentinischen Streitkräfte die Absolventen deut-
scher Offiziers- und Unteroffiziersschulen auszeichnen, die die
besten Durchschnittsnoten erhalten haben.

Die Zeremonie blickt auf eine dreissigjährige Tradition zurück
und gehört zu den vielen gemeinsamen Banden, die beide Staaten
vereinen. Die ausgezeichneten Offiziere und Unteroffiziere erhal-
ten Nachahmungen des Säbels von General José de San Martín
und Medaillen. Botschafter Pesci Bourel, Botschaftsminister Ga-
briel Maffei, Militärattaché Kommodore Ricardo A. Grünert und
sein Assistent Unteroffizier Miguel A. Silva übergaben die Aus-
zeichnungen dieses Jahres dem Leutnant Thorsten Kunzmann,
Fähnrich Michael Hassler, Unteroffizier Folkmar Schmitt und Fre-
gattenleutnant Marc Metzger.

Botschafter Pesci Bourel und Brigadegeneral Klaus Holländer
namens der Deutschen Streitkräfte betonten in ihren Ansprachen
die Freundschaft zwischen beiden Staaten.

Ende der ‚amigo‘-Wirtschaft bei ATC
Der Kongreß übernimmt die Kontrolle des Senders

In den Wochen des Regie-
rungswechsels erlebt der Fernseh-
sender ATC, der offene Staatska-
nal, den schlimmsten Moment in
seiner Geschichte. Mit einer mehr
als prekären Finanzsituation, ei-
nem Bildschirm, auf dem sich
nichts tut, Konflikten mit dem Per-
sonal, einigen anhängigen Justiz-
verfahren und einem brandneuen
Gesetz, dem zufolge der ATC in
eine Gesellschaft mit parlamenta-

rischer Kontrolle umgewandelt
wird, wofür aber noch Ausfüh-
rungsbestimmungen fehlen, ist die
Zukunft des Senders eine große
Unbekannte. „Die Situation von
ATC ist die traurigste und
schmerzlichste der letzten zehn
Jahre. Von einem der interessan-
testen Sender der achtziger Jahre
ist ATC zu einem Programm ohne
Inhalt geworden“, sagt Rubén
Stella, Präsident der Asociación

de Actores.
Aus einem Bericht der Buch-

prüfungsbehörde der Nation vom
25. November gehen allein bis 30.
Juni Schulden in Höhe von 55
Millionen Pesos hervor. Ein gro-
ßer Teil davon seien Verbindlich-
keiten des Staates, die auf Grund
eines Präsidentendekretes mittels
Werbezeit abgegolten werden. Au-
ßerdem aber existiere eine ältere
Schuld von 65 Millionen, wegen
der im Februar 1996 ein Präven-
tivkonkursverfahren eröffnet wur-
de. „Trotz wiederholter Hinweise
liegt bisher kein Jahresplan für
Käufe vor und zahlreiche Ver-
tragsabschlüsse erfolgen direkt
ohne Nachweis der Erforderlich-
keit, der Dringlichkeit oder der
Nützlichkeit“, verweist der Be-
richt auch auf Mängel in den
Kauf- und Vertragsverfahren hin.

ATC verfügt augenblicklich
über 730 Angestellte, die seit sie-
ben Monaten ihre Gehälter mit
monatelangen Verspätungen er-
halten. Derzeit schuldet der Sen-
der Oktober- und Novembergehäl-
ter, weshalb ein Teil der Angestell-
ten seine Tätigkeit bis auf weite-
res eingestellt hat. Aus Gewerk-
schaftsquellen verlautet, dass au-
ßer dem Stammpersonal 47 Per-
sonen „Berufshonorare auf Rech-
nung“, sogenannte „vertrauliche
Liquidationen“, erhielten.1999
hatte der Sender einen Haushalt
von 13 Millionen Pesos bei einer
Forderung von 45 Millionen. Im
ersten Halbjahr wurde ein Defizit
von 23 Millionen erwirtschaftet,
die Werbungseinnahmen fielen
von 57 Millionen Pesos in 1993
auf weniger als sechs Millionen
1998. 

Doch ist das Finanzchaos nicht
das einzige Problem des Senders.
Verfehlte Programmgestaltung,
Programme, die ihre Sendezeit
ohne vorherige Ankündigung
wechseln oder Sondersendungen
ohne Ansagen haben zu einer
Massenflucht der Zuschauer ge-
führt. Das sogenannte „rating“
von ATC erreicht Montags bis
Freitags kaum 0,9 Punkte. Bei
30.000 Zuschauern pro „rating“-
Punkt bedeutet dies, dass prak-
tisch niemand ATC sieht. Die
sonntägliche Musiksendung „Mi-
lenio tropical“ von 13.30 bis 18.00
Uhr ist mit einer Quote von 1,9
Punkten noch das meistgesehene
ATC-Programm, „Imagen y soni-
do del Mercosur“ des Ultra-
menemisten Pedro Olgo Ochoa
kommt gerade mal auf 0,4 Punkte.

Seit 1992 wird der Sender wie
eine Aktiengesellschaft gehand-
habt, deren Aktionisten das Pres-
sesekretariat (51%), das Präsidi-
algeneralsekretariat (48%) und die
Nachrichtenagentur Télam (1%)
sind. Das Gesetz, durch das „Ra-
dio Televisión Argentina“ (RTA)
geschaffen wurde, orientiert sich
am öffentlichen Fernsehen in Eu-
ropa. Es verspricht die Verwirkli-
chung eines föderativen Kultur-
senders. Die Programmgestaltung
muss hierfür jedoch gemäß Gesetz
grundlegend geändert werden, die
Inhalte müssen dann kulturellen
und edukativen Kriterien folgen,
Dokumentarfilme einschließen
und Sendungen, die zum Ziel die
Integrierung von Minderheiten
haben. Zum Gesetz fehlen jetzt die
Ausführungsbestimmungen, das
heißt, die Reglementierung seiner
Anwendung.

Cavallo will de la Rúa unterstützen
Domingo Cavallo und Fernando de la Rúa haben sich erstmals nach

den Wahlen am 24. Oktober zu einer Aussprache getroffen. Der Vor-
sitzende der Acción por la República (AR) versprach de la Rúa bei
dem Treffen am vorletzten Freitag Unterstützung beim Sparprogramm
und dem Haushalt 2000, der neue Kürzungen in den öffentlichen Aus-
gaben einschließt. „Wir werden die Nationalregierung in den Projek-
ten, die von ihr im Jahr 2000 eingereicht werden, unterstützen“, versi-
cherte der Ex-Wirtschaftsminister und Ex-Präsidentschaftskandidat
nach dem Treffen mit de la Rúa im Gebäude der Stadtregierung. AR
werde Fernando de la Rúa vor allem in dessen „Bemühungen zur Aus-
gabensenkung und zur Verhinderung von Misswirtschaft, Verschleu-
derung und Korruption“ unterstützen. 

Cavallo sagte weiter, der Steuervorschlag, den die AR im Kon-
gress vorlegen will, „wird mit dem der Exekutive übereinstimmen“.
Doch werde seine Fraktion - ab 10. Dezember zwölf Abgeordnete -
die Schaffung gestaffelter Steuern nicht unterstützen. Als erste Min-
derheit hat die Allianz kein Quorum und braucht daher die Stimmen
der Fraktion von Cavallos Partei, um derartiges durchzubringen. Der
AR-Chef kündigte weiter die Schaffung eines sogenannten „Parallel-
kabinetts“ (so wie das des PJ) an, dessen Mitglieder entsprechend ei-
ner Übereinkunft mit de la Rúa mit den Mitgliedern des Kabinetts der
neuen Regierung Informationen austauschen werden.          Zuvor
hatte Cavallo bereits die Designierung von Juan Llach, der in dem
von Cavallo seinerzeit geführten Wirtschaftsministerium eine hoch-
rangige Position innehatte, unterstützt.
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Neue Führung für die Streitkräfte
General Ricardo Brinzoni Nachfolger von Martín Balza

Die Vorstellung der designierten Führungsspitze der Streitkräfte
unter der Woche hat keine Überraschungen gebracht. General Ricar-
do Guillermo Brinzoni wird neuer Heereschef und damit Nachfolger
von Martín Balza, mit Divisionsgeneral Juan Carlos Mugnolo über-
nahm ein Heeresgeneral die Leitung des Gemeinsamen Generalstabs.
Einige wenige Umbesetzungen in den Stäben von Luftwaffe und
Marine waren kaum mehr als „Ausläufer“ des Regierungswechsels
zu verstehen. Überlegung der Verteidigungsmannschaft der Allianz
war die Ernennung eines „alten“ Generals für die Leitung des Ge-
meinsamen Generalstabes, der in der Rangordnung den Generalleut-
nants Martín Balza und Carlos Zabala sowie dem derzeitigen Heeres-
chefvertreter General Aníbal Laiño folgt. Dies ist mit Mugnolo der
Fall.

Andererseits aber kommt es mit dem Antritt von General Brinzoni
als Heereschef automatisch zu einer Versetzung von sechs hochran-
gigen Heeresoffizieren, da Brinzoni der modernste Divisionsgeneral
des Heeres ist. Brinzoni, Artillerieoffizier und Bester seines Jahrgangs,
absolvierte eine Sonderausbildung in Frankreich und spielte bei den
Planungen für die Neugestaltung des Heeres als enger Mitarbeiter

Balzas eine tragende Rolle. Auch war er Jahrgangskamerad des Au-
ßenministers Adalberto Rodríguez Giavarini im Colegio Militar. 

Mugnolo seinerseits, bisher Kommandant des V. Heereskorps in
Bahía Blanca, ist der Bruder des führenden radikalen Politikers Fran-
cisco Mugnolo, der zum engen Kreis um den Ex-Präsidenten Raúl
Alfonsín gehört. Der neue Chef des Gemeinsamen Generalstabs ist
älter als die neuen Chefs der Generalstäbe von Luftwaffe und Mari-
ne, Vizeadmiral Joaquín Stella und Brigademajor Walter Barbero.
Stella, bisher Kommandant der Abteilung Seeoperationen, war Mili-
täradjutant von Alfosín in den 80er Jahren, später dann Militäratta-
che in Washington. In der Marine wurde er als „natürlicher“ Nachfol-
ger von Carlos Marrón gesehen. Barbero hingegen war bisher Kom-
mandant für Ausrüstung der Luftwaffe. Seine Ernennung bewirkt die
Versetzung in den Ruhestand der Vizechefs im Generalstab der Luft-
waffe und im Gemeinsamen Generalstab. 

Absicht der Allianz war auch hier die Stärkung des Gemeinsamen
Generalstabes. Dieser ist Beratungsorgan für den Verteidigungsmini-
ster, indem ihm zukünftig umfassendere Befugnisse in den Bereichen
Ausrüstung und Schulung gewährt werden sollen.

WIRTSCHAFTSÜBERSICHT

Randglossen
Mit einer farblosen Rede vor dem versammelten Kongress, die

seinem persönlichen Stil entspricht, läutete der gewählte Präsi-
dent Fernando de la Rúa seine vierjährige Amtsperiode ein. Be-
scheiden, wie er sich stets vorstellt, bezeichnete er die Beifalls-
kundgebungen, die ihm jetzt zugesprochen werden, als unwich-
tig, wogegen der Beifall, der ihm eventuell nach der Vollendung
seiner Amtszeit gezollt werde, der echte Beweis dafür sein werde,
dass er seinen Dienst am Volk ehrwürdig erledigt habe. Als Auf-
takt seiner Regierung muss sich de la Rúa mit einem gewaltigen
Defizit auseinandersetzen, das die Wirtschaft hemmt und die
Schaffung neuer Arbeitsplätze kraft hoher Zinsen verhindert, wie
es de la Rúa in seiner Antrittsrede beherzigte. Sicherlich keine
einfache Aufgabe, die ihm jetzt bevorsteht und die nicht warten
kann.

Zum Amtsantritt de la Rúas hatte die abgehende Regierung ver-
fügt, dass die Staatsverwaltung feiert, allerdings ohne die Staatsban-
ken, die ebenso wie private Banken die Schalter offen halten. Einen
nationalen Feiertag, den sich zahllose Wochenendtouristen herbei-
wünschten, gab es freilich nicht. Das hätte zu vorgezogenen Kleinur-
lauben vom Nationalfeiertag am vergangenenen Mittwoch bis zum
morgigen Sonntag geführt, als ob die Sommerfrische schon begon-
nen hätte, wobei wie gewohnt der Donnerstag als Sandwichtag ge-
schwänzt worden wäre. Diesen Luxus konnten sich nur Staatsbeamte
leisten, die gestern nicht zur Arbeit erscheinen mussten, als ob die
Zeremonie des Amtsantritts ihrer täglichen Routine am Arbeitstisch
oder an Schaltern abträglich wäre. Im Zweifelsfall feiern argentini-
sche Staatsangestellte, wo ihre Kollegen im privaten Bereich normal
arbeiten müssen.

Die engsten Mitarbeiter des
gewählten Präsidenten Fernando
de la Rúa hatten ein umfangrei-
ches Wirtschaftsprogramm aus-
gearbeitet, mit dem das ausufern-
de Kassendefizit für 2000 auf die
im Solvenzgesetz vorgeschriebe-
nen $ 4,5 Mrd. eingeschränkt
werden soll. 

Streit um den Fiskalpakt
Am vergangenen Montag nah-

men die designierten Minister für
Wirtschaft, José Luis Machinea,
und des Inneren, Federico Stora-
ni, mit ihren Mitarbeitern an ei-
ner zehnstündigen Sitzung mit
den meisten Gouverneuren sowie
Stellvertretern teil, als deren Er-
gebnis ein neuer Fiskalpakt ver-

einbart wurde. Das sollte die Vor-
aussetzung für ein revidiertes
Ausgabenbudget 2000 sein, da-
mit der Fehlbetrag der Einnah-
men mit einem neuen Steuerpa-
ket erreicht werde.

Der Versuch, die Parlamenta-
rier im Kongress mit dem neuen
Fiskalpakt zu überrennen, schlug
indessen fehl. Die PJ-Senatoren
mit eigener Mehrheit im Ober-
haus weigerten sich am Dienstag,
den von den Gouverneuren ihrer
Partei, die verfassungsrechtlich
so etwas wie ihre Mandanten als
Vertreter der Provinzen sind, ge-
billigten Fiskalpakt  gut zu heis-
sen und erschienen nicht zur Sit-
zung, die somit mangels Be-
schlussfähigkeit ausfiel. Am
Donnerstag liessen sie sich frei-
lich überreden und verabschiede-
ten das Gesetzesprojekt, das den
Fiskalpakt vom Montag gesetz-
lich verankert, was die Deputier-
tenkammer in ihrer neuen Zusam-
mensetzung nachvollziehen
muss.

In der Deputiertenkammer
weigerten sich die PJ-Volksver-
treter, das Budgetgesetz sowie
insbesondere das neue Steuerpa-
ket ohne Gutachten der zustän-
digen Ausschüsse im Plenum zu
behandeln, wofür die Zweidrittel-
mehrheit vonnöten gewesen
wäre, die ohne die PJ-Deputier-
ten nicht aufzubringen ist. 

Damit wurde es Essig mit dem
Vorhaben von de la Rúa, dass der
Kongress ihm den neuen Fiskal-
pakt, den revidierten Haushalt
2000 und das Steuerpaket fix und

fertig ins neu gestrichene Rosa
Haus zur Unterschrift vorlege. De
la Rúa wollte offenbar als Präsi-
dent ohne die Kopfschmerzen
dieser grundlegenden fiskalpoli-
tischen Massnahmen beginnen.
Diesen Gefallen haben ihm die
PJ-Parlamentarier nicht getan. 

Insofern muss die neue Regie-
rung ausserordentliche Sitzungen
des Kongresses zumindest bis
Ende Dezember einberufen,
nachdem die verlängerte ordent-
liche Sitzungsperiode am 9. De-
zember erlosch. Künftig wird die
Allianz freilich in der Deputier-
tenkammer die erste Minderheit
sowie den Vorsitzenden stellen,
so dass sie gegebenenfalls mit der
Zustimmung anderer Deputierter,
die nicht zur Justizialistischen
Partei gehören, die Beschlussfä-
higkeit herstellen und die Geset-
ze über den Fiskalpakt, den Haus-
halt und das Steuerpaket verab-
schieden kann. Freilich müssen
hierfür vorher die Ausschüsse
bemüht werden, deren Gutachten
erst nach jeweils sieben Tagen im
Plenum behandelt werden kön-
nen. Im Senat sieht es ganz an-
ders aus, wo die PJ-Senatoren
eine eigene absolute Mehrheit
beherrschen.

Ob dieses parlamentarische
Kunststück ungewohnter Eile bis
zum Jahresende gelingt, bleibt
freilich abzuwarten. Und ob an-
derenfalls die Parlamentarier be-
reit sein werden, im Januar zu Sit-
zungen zu erscheinen, erscheint
auf Anhieb unwahrscheinlich, so
dass man sich bis Februar gedul-
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den müsste. Unterdessen müsste
das Schatzamt mit einem Mo-
natszwölftel der tatsächlichen
Ausgaben des Haushaltsjahres
1999 wirtschaften, bis die drei
Gesetze über den Fiskalpakt, den
Haushalt und das Steuerpaket
verabschiedet werden.

Der Fiskalpakt
Unbeschadet des bevorstehen-

den Schicksals der drei Gesetze,
muss der Fiskalpakt zwischen der
gewählten Regierung und den
Provinzgouverneuren als ein
Durchbruch in vorher festgefah-
renen Verhandlungen beurteilt
werden. Bis zum vergangenen
Monat verhiessen Sprecher der
Gouverneure oder sie selber hoch
und heilig, dass sie keinesfalls
bereit seien, auf ihre angestamm-
ten Rechte der Beteiligungssteu-
ern und der Sonderfonds zu
verzichten.

Es ging dabei, wie erinnerlich,
um die Beteiligungen kraft aller-
lei Sondergesetzen der Gliedstaa-
ten (Provinzen und Stadt Buenos
Aires) sowie der Nation, lies das
Schatzamt der Nationalregierung,
an den meisten Steuern, die das
Steueramt AFIP, vormals DGI,
laufend einnimmt und allen Par-
teien in vorgegebenen Anteilen
auf ihre Konten im Banco de la
Nación gutgeschrieben werden.

Die neue Regierungsmann-
schaft schlug vor, dass den Glied-
staaten ein monatliche fester Be-
trag zugesichert werden soll, da-
mit höhere Steuereinnahmen nur
dem Schatzamt zwecks Senkung
des Kassendefizits zufliessen.
Genau das wollten die Gouver-
neure nicht wahrhaben, zumal in
Hinblick auf den erwarteten Zu-
wachs der Wirtschaft im Jahr
2000, der mit höheren Steuerein-
nahmen einher gehen muss. Aus-
serdem bestanden sie auf ihre
Sonderfonds, die ihnen der Haus-
haltsentwurf der abgegangenen
Regierung beschneiden wollte. 

Im Fiskalpakt vom vergange-
nen Montag haben die Gouver-
neure indessen den Kompromiss
geschlossen, dass sie sich mit ei-
nem festen Monatsbetrag von $
1,35 Mrd. zufrieden geben, der
sich aus den normalen Beteili-
gungssteuern für $ 900 Mio. und
den Sonderfonds (Fonavi für
Wohnungsbau, Gross-Buenos
Aires, Elektrizitätstarife, geför-
derte Provinzen)  für $ 450 Mio.,
beide auch monatlich, zusam-
mensetzt.

Mit diesem Kompromiss ha-
ben die Gouverneure freilich kei-
nerlei Ausgabensenkung signali-

siert, sondern bestehen auf ihre
bisherigen Ausgaben, insbeson-
dere Gehälter und Renten der
zwölf Provinzen, die ihre Renten-
kassen noch nicht an die Natio-
nalregierung abgetreten haben.
Indessen sollen die Provinzen im
Fiskalpakt ermächtigt werden,
die Hälfte der Sonderfonds
zweckentfremden zu dürfen, um
ihre Defizite, sofern vorhanden,
abzubauen. Das heisst im Klar-
text, dass weniger Sozialwohnun-
gen finanziert werden, um Gehäl-
ter und allerlei Gläubiger zu be-
zahlen. Viele Provinzen hatten
den Wohnungsfonds Fonavi
längst zweckentfremdet, so dass
dieses Gehabe mit dem Fiskal-
pakt ratifiziert wird.

Die Gouverneure der drei
grössten Provinzen, Buenos
Aires, Carlos Ruckauf, Santa Fe,
Carlos „Lole“ Reutemann, und
Córdoba, José Manuel de la Sota,
empfahlen der Nationalregierung
die Abtretung ihrer defizitärer
Rentenkassen, die ihre drei Vor-
gänger seinerzeit verweigert hat-
ten. Es geht dabei darum, dass die
Gouverneure in ihren Provinzen
die Abschaffung der teilweise
skandalösen Privilegien der Pro-
vinzbeamten und -parlamentari-
er nicht gelingt, so dass der Na-
tionalregierung dies automatisch
aufgebürdet wird, indem nach der
Abtretung der Kassen die natio-
nalen Rentengesetze ohne Privi-
legien für neue Rentner gelten,
wogegen bisherige Rentner ihre
Privilegien behalten. Machinea
hat dem Gesuch nicht sogleich
zugesagt, das das Kassendefizit
umgehend erhöhen würde, son-
dern die Zusage auf später
vertröstet.

Ausserdem plant die Regie-
rung, im Haushaltsgesetz die
Subventionen an finanziell not-
leidende Provinzen durch den mit
einem Prozent der Bundessteuern
finanzierten Fonds, im Kürzel
genannt ATN, den der Innenmi-
nister verwaltet, fühlbar zu sen-
ken. La Rioja soll angeblich $
100 Mio. weniger im Jahr erhal-
ten. Das bedeutet ebenfalls im
Klartext, dass die Provinzen, die
bisher von diesen Subventionen
lebten, ihre Ausgaben einschrän-
ken und die provinzeigenen Steu-
ern besser eintreiben müssen.

Soweit die wichtigsten Aspek-
te des Fiskalpaktes, den die kom-
mende Regierung, noch bevor sie
ihr Amt angetreten hat, mit den
Gouverneuren ausgehandelt hat.
Das ist entschieden ein Novum
in der argentinischen Politik und

stellt eine neue Art der Kohabi-
tation zwischen Regierung und
Opposition dar, wie sie auf ganz
andere Art in Frankreich prakti-
ziert wird.

Der Haushalt 2000
Für die Berechnung des Kas-

sendefizits von höchstens $ 4,5
Mrd. für 2000 gehen die Mitar-
beiter Machineas von $ 11,5 Mrd.
aus, um $ 1,5 Mrd. mehr als bis-
her angenommen worden war.
Der neue Betrag gilt als Photo-
graphie der jetzigen Lage, die für
2000 hochgerechnet wird, als ob
die Wirtschaft nicht wächst, so
dass keine Mehreinnahmen aus-
stehen, und als ob keinerlei Steu-
erreformen eingeführt werden.
Dieses Ausgangsdefizit ist si-
cherlich übertrieben worden, da-
mit es als Grundlage für das Steu-
erpaket herhält. Anstatt das Kas-
sendefizit zu verniedlichen, wie
es normalerweise die Wirt-
schaftsführungen im Amt zu tun
pflegen, verteufeln die Mitarbei-
ter de la Rúas den Fehlbetrag, der
ohnehin nur abstrakten rechneri-
schen Wert hat.

Dieses angenommene Kassen-
defizit von $ 11,5 Mrd. soll bis
auf $ 4.421 Mio. sogar unter die
Schallgrenze von $ 4,5 Mrd. fal-
len, indem die Ausgaben der Exe-
kutive um $ 1.131 Mio. und die
Transfers an die Provinzen (sie-
he oben) um $ 381 Mio., zusam-
men $ 1.512 Mio. gesenkt wer-
den. Hierfür werden Geheim-
fonds abgeschafft oder verringert,
dutzende Unterstaatssekretariate
und Staatssekretariate sistiert, al-
lenfalls Beamten abgebaut und
sonstige Einsparungen erzielt. De
la Rúa wird beweisen müssen,
dass er als oberster Verwaltungs-
chef der Nationalregierung gleich
handelt wie als Regierungschef
der Stadt Buenos Aires, deren
Defizit von $ 400 Mio. im An-
trittsjahr 1996 er auf einen Über-
schuss von $ 250 Mio. nur zwei
Jahre später umgewandelt hat.

Arbeitsminister Alberto Fla-
marique vom Frepaso erklärte
hierzu, dass im Haushaltsentwurf
der abgehenden Regierung ein
Etatposten von $ 300 Mio. vor-
gesehen sei, um damit Entschä-
digungen an demissionierende
Beamte zu bezahlen, womit er si-
gnalisierte, dass ein Beamtenab-
bau geplant ist. Die Nationalre-
gierung beschäftigt laut einer
jüngsten Studie der neuen Regie-
rung 290.000 Beamte plus eine
unbekannte Zahl von Vertragsbe-
amten, die nicht eruiert werden
konnte, weil die betreffenden

Staatsstellen die Auskunft
verweigerten.

Bei fast $ 1,4 Mrd. geplanter
Ausgabensenkung muss die Dif-
ferenz zwischen $ 11,5 Mrd.
rechnerisches Ausgangsdefizit
bis $ 4,4 Mrd. gewünschter Fehl-
betrag durch die Steuern einge-
bracht werden. Die Mitarbeiter de
la Rúas, deren „think tank“ die
Stiftung FADE ist, berechnen
diesbezüglich, dass kraft erwar-
tetes Wirtschaftswachstums die
Steuern um $ 2.196 Mio. und die
Sozialbeiträge um $ 218 Mio.,
zusammen $ 2,413 Mio. zuneh-
men werden. Das dürfte sich als
eine Milchmädchenrechnung ent-
puppen, wenn die Wirtschaft
nicht so kräftig wächst und vor
allem die Gewinnsteuern nach
einem Rezessionsjahr weniger
einbringen als erwartet. Ein Wirt-
schaftswachstum nach einem Ex-
pansionsjahr wirft höhere Ge-
winnsteuern ab, die zumal von
Unternehmen erwirtschaftet wer-
den. 

Des weiteren nehmen die
Volkswirte de la Rúas an, dass
das Steuerpaket $ 3.390 Mio. ein-
bringen wird, immer vorausge-
setzt, dass der Kongress es ver-
abschiedet, wie es vorgeschlagen
wurde (siehe weiter unten) und
dass die gewünschten Mehrein-
nahmen auch tatsächlich einge-
hen. Die meisten neuen Steuern
kommen erst nach einiger Zeit
ein, vielfach erst im nachfolgen-
den Jahr, so dass Skepsis über
zusätzliche Steuereinnahmen von
insgesamt $ 5.803 Mio. ange-
bracht ist. Mit diesem zusätzli-
chen Steuerbetrag steht und fällt
der Haushalt 2000 mit dem ge-
wünschten Defizit von nicht
mehr als $ 4,5 Mrd. 

Hierüber werden sich die Par-
lamentarier in beiden Kammern
des Kongresses streiten müssen,
wenn sie demnächst den Fiskal-
pakt, den Haushalt und das Steu-
erpaket behandeln. Erst nachdem
diese drei Gesetze im Kongress
verabschiedet werden, ohne dass
die Exekutive Vetos einlegt, die
überstimmt werden können, kann
die Wirtschaftsführung die for-
mellen Verhandlungen mit dem
Internationalen Währungsfonds
aufnehmen. Ein Dispensgesuch
drängt sich zunächst auf, nach-
dem die Fiskalauflagen des letz-
ten Quartals 1999 nicht eingehal-
ten werden. Ausserdem muss ab-
geklärt werden, ob das jetzige
dreijährige Beistandsabkommen
bis nächstes Jahr beibehalten,
oder ob ein neues Abkommen
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Fiskalergebnis
 (in Mio. Pesos)

Defizit 2000 ohne neue Massnahmen u. Wirt.Wachstum 11.500
Zusätzliche Einnahmen durch Wirtschaftswachstum 2.413
   Zusätzl.Steuereinnahm. durch Wirtschaftswachstum 2.196
   Zusätzl.Sozialbeiträge durch Wirtschaftswachstum 218
Zusätzl.Überweis.an Provinzen (Steuerbeteil. u. Fonds) -119
Zusätzl. Einnahmen durch neue Massnahmen 3.390
Geringere Ausgaben der Nationalregierung 1.132
Geringere Ausgaben für Provinzen (andere Überweisungen) 262
Defizit des Fiskalprogrammes 4.421

ausgehandelt werden wird, wel-
cher Art auch immer.

Unterdessen muss sich die
neue Wirtschaftsführung mit den
vorzeitigen Finanzierungen be-
gnügen, die die abgegangene
Mannschaft unter Minister
Roque Fernández, Schatzsekretär
Pablo Guidotti und Unterstaats-
sekretär Miguel Kiguel ausgehan-

delt hat. Dadurch geniesst die
neue Regierung eine Gnadenfrist
von etwa drei Monaten.

Inzwischen werden die Fi-
nanzmärkte die Regierung auf-
merksam beobachten, damit sie
abklären, wie es um die Solvenz
für die Tilgungen und Zinsen-
dienste der gewaltigen Auslands-
schulden steht.

Die Wirtschaftsfachleute der
Allianz sind davon ausgegangen,
dass der Haushalt für das Jahr
2000, ohne Reformen, ein Defi-
zit von $ 11,5 Mrd ergibt, das ge-
mäss dem Gesetz über die Fiskal-
solvenz auf $ 4,5 Mrd. verringert
werden muss. Ein Teil der Diffe-
renz soll durch Verringerung der
Ausgaben ausgeglichen werden;
aber eine Erhöhung der Einnah-
men ist unumgänglich. Die
Staatsausgaben können gewiss
viel stärker verringert werden;
das erfordert jedoch eine tiefgrei-
fende Reorganisation, mit viel
Kreativität, wie es Präsident Clin-
ton in den USA gemacht hat, wo
er im Rahmen eines Programmes
über „Neuerfindung des Staates“,
geleitet von Vizepräsident Al
Gore, Ersparnisse für U$S 137
Mrd. erreicht hat, bei einem Ab-
bau von 350.000 Staatsbeamten,
der Abschaffung von 16.000 For-
mularen für Staatsregulierungen
und einer qualitativen Verbesse-
rung staatlicher Dienste. Kurzfri-
stig muss man davon ausgehen,
dass die Staatsausgaben eine
hohe Starrheit aufweisen.

Gewiss sind höhere Steuern
besser als ein Defizit, das die ge-
setzte Grenze überschreitet. Aber
der Denkfehler der Allianzexper-
ten besteht darin, dass sie die Al-
ternative nicht erwogen haben,
die in der besseren Erfassung der
Hinterziehung besteht, die sie sel-
ber mitf einer Grössenordnung
von $ 20 Mrd. pro Jahr veran-
schlagen. Wir haben an dieser
Stelle auf mehrere Möglichkeiten
hingewiesen, die auf dem Gedan-
ken fussen, Privatfirmen für Kon-
trollfunktionen einzuschalten.
Der Staat ist bei Kontrollen sehr

Das vorgeschlagene Steuerpaket
ineffizient, wobei eine starke Nei-
gung zur Korruption besteht. Der
Staat kann schlechte oder unehr-
liche Inspektoren nur in Extrem-
fällen entlassen, und auch dann
nur, wenn es ihm gelingt, gute
Beweise zu erbringen, die für ei-
nen Richter gültig sind. Eine ech-
te Kontrolltechnologie, die auch
die Kontrolle der Inspektoren sel-
ber umfasst, kennt der Staat nicht.
Die private Zollkontrolle hat er-
geben, dass der Erlös 5,5 Mal so
hoch wie die Kosten des Systems
ist. Bisher werden jedoch nur um
die 20% der Importe kontrolliert,
weil der Staat kein Geld hat, um
die Inspektionstätigkeit zu bezah-
len. Einfach absurd! Eine erwei-
terte Kontrolle würde leicht zu-
sätzliche $ 500 Mio. ergeben, und
wohl noch mehr, wenn die In-
spektion des Steueramtes bei Im-
porteuren, die unterfakturieren,
auch privatisiert würde. Private
Kontrollen bei Schlachthäusern,
Weizenmühlen und anderen Kon-
zentrationsstellen landwirtschaft-
licher Produkte würden gut eine
Milliarde ergeben. Wenn Privat-
unternehmen, die die Beiträge zu
den Sozialwerken im Auftrag von
Gewerkschaften kontrollieren,
vom Steueramt beauftragt wür-
den, die Beiträge zum Rentensy-
stem zu prüfen, so würde das gut
eine weitere Milliarde ergeben.
Es gibt noch viele andere Mög-
lichkeiten dieser Art, bei denen
sofort oder auf alle Fälle in eini-
gen Monaten viel Geld in die
Staatskasse strömen würde. Man
kann leicht $ 5 Mrd. zusammen-
bringen. Aber dieses kreative
Denken ist den Allianz-Fachleu-
ten eben fremd. Aber nein, die
Hinterzieher sollen weiter glück-

lich leben, und diejenigen, die
schon Steuern zahlen, sollen
noch mehr bezahlen.

Es ist begreiflich, dass diese
geplante Steuererhöhung einen
allgemeinen und geharnischten
Protest hervorgerufen hat. Aus-
gerechnet der Mittelstand, der für
De la Rúa gestimmt hat, soll jetzt
zur Kasse gebeten werden! Das
Reformpaket der Steuergesetzge-
bung soll um die $ 2,5 Mrd erge-
ben, wobei der grösste Teil auf
die Einkommenssteuer (hier Ge-
winnsteuer genannt) entfällt. Die
Allianz wollte dieses Gesetzes-
projekt zusammen mit dem Bud-
get schon vor dem Amstantritt
von De la Rúa verabschiedet ha-
ben. Das war jedoch eine Zumu-
tung, und wäre eine Unverant-
wortlichkeit gewesen, da es sich
um eine komplizierte und vielfäl-
tige Reform handelt, die im Ein-
zelnen studiert werden muss. Der
Vorsitzende der Finanzkommis-
sion der Deputiertenkammer,
Oscar Lamberto (PJ) erklärte, die
Justizialisten würden der Allianz
kaum die Steuererhöhunung bil-
ligen, die sie ihrer eigenen Mann-
schaft verweigert hätten. Ob die-
ses Reformpaket schliesslich im
Kongress durchgeht, oder was
alles gestrichen oder geändert
wird, sei vorerst dahingestellt.

Bei der Einkommenssteuer
werden folgende Änderungen
vorgeschlagen:

* Das steuerfreie Minimum
wird von $ 22.800 jährlich auf $
17.520 verringert, was $ 1.347
pro Monat entspricht.

* Der zusätzliche Abzug für
die Gattin wird von $ 2.400 auf $
2.040 herabgesetzt und pro Kind
von $ 1.200 auf $ 1.020.

* Die Steuerprogression wird
verschärft: die Tranche mit 6%
wird auf 9% erhöht, die von 10%
auf 14%, von 14% auf 19%, von
18% auf 23%, u.s.w., bis zum
Maximalsatz von 35%. 

* Diejenigen, die über $ 3.000
im Monat verdienen, werden ein
progressiv geringeres steuerfrei-
es Minimum haben, womit die
Progression indirekt erneut er-
höht wird.

* Diejenigen, die 1998 und
1999 über $ 120.000 verdient ha-
ben, müssen 20% auf ihre für
1999 gezahlte Einkommenssteu-
er zahlen.

All dies trifft den Mittelstand,
ganz besonders den gehobenen,
und auch die Oberklasse. Die
Steuerbelastung ist für diejeni-
gen, die ihre Steuern effektiv zah-
len, schon jetzt sehr hoch. Diese

Zunahme, die einem sozialisti-
schen Konzept entspricht, wirkt
gegen die soziale Mobilität, die
für ein kapitalistisches System
wesentlich ist. Wenn denjenigen,
die kein Vermögen haben, aber
gut verdienen, der Weg des wirt-
schaftlichen Aufstiegs erschwert
oder gar versperrt wird, dann er-
hält das System eben feudale
Züge. Wobei dann auch selbstver-
ständlich diejenigen, die zu neu-
em Reichtum gelangen, vorwie-
gend aus den Reihen der Hinter-
zieher stammen, was den Fall für
die zahlenden noch irritierender
macht. Das ganze ist ein schlech-
ter Beginn für de la Rúa.

Abgesehen davon werden die
internen Steuern erhöht: auf Zi-
garetten von 60% auf 65%, auf
alkoholische Getränke, ein-
schliesslich Bier, und ebenfalls
auf Cola-Getränke, von 4% auf
8%, für andere alkoholfreie Ge-
tränke von Null auf 4%, für Lu-
xusartikel ebenfalls von Null auf
4% und für die Tarife der Zellu-
lartelefonie auch von Null auf
4%. All dies wirkt sich auf die
Preise und das Realeinkommen
der Bevölkerung aus, wobei die-
jenigen, die durch die erhöhte
Einkommenssteuer belastet wer-
den, noch einmal zur Kasse ge-
beten werden. Bei Zigaretten
wäre es viel einfacher, zu bestim-
men, dass die interne Steuer auch
auf Exporte erhoben wird, womit
der Export nach Paraguay, der
dann nach Argentinien ge-
schmuggelt wird und den Fiskus
um die $ 200 Mio. jährlich ko-
stet, keinen Sinn mehr hätte. Ech-
ten Zigarettenexport gibt es oh-
nehin nicht. 

Bei der MWSt. wird ein Satz
von 10,5% auf vorbezahlte Ge-
sundheitsdienste („medicina pre-
paga“), Luftfahrtpassagen und
Personentransport von über 100
Km erhoben. Ebenfalls sollen
Vergünstigungen abgeschafft
werden, an erster Stelle auf den
Verkauf von Zeitschriften. Nur
Tageszeitungen bleiben ausge-
schlossen. All dies ist äusserst
konfliktiv.

Das Projekt enthält noch aller-
lei andere Reformen. So soll die
Steuer auf gezahlte Zinsen auf ei-
nen Zinssatz von 15% begrenzt
werden, so dass höhere Zinsen
nur bis zu dieser Grenze belastet
werden. Dann soll die Höchst-
grenze von $ 4.800 monatlich,
auf die die Abgaben für die Pen-
sionskassen bezahlt werden, auf
$ 6.000 erhöht werden. Auch soll
eine Sonderbesteuerung auf hö-
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here Pensionen eingeführt wer-
den. Schliesslich soll der Satz für
die Steuer auf persönliche Güter,
der 0,50% beträgt, bei einem Ver-
mögen von über $ 200.000 auf
0,75% erhöht werden.

Auch dies belastet besonders

den Mittelstand, wobei sich dann
der Fall derjenigen stellt, die zwar
ein höheres Vermögen, aber kein
hohes Einkommen haben, so dass
die Steuer dann konfiskatorisch
wirkt, da sie das Vermögen
angreift.

Gleichsam als Auftakt zur
Diskussion über das Budgetdefi-
zit im Jahr 2000 veröffentlichte
das Schatzamt am letzten Ar-
beitstag vor der Amtsübergabe an
Fernando de la Rúa den Ausweis
für den Monat November. Bei
Gesamteinnahmen von $ 1,58
Mrd. und Gesamtausgaben von $
2,53 Mrd. zuzüglich Defizite der
früheren provinziellen Renten-
kassen von $ 105,2 Mio. erreich-
te das Monatsdefizit die Rekord-
summe von $ 1,04 Mrd., womit
das Defizit des Monats Novem-
ber 1998 um ganze $ 758,8 Mio.
angehoben wurde.

Dieser Fehlbetrag ist die Fol-
ge geringerer Steuereinnahmen,
die mit $ 1,3 Mrd. um $ 70,5 Mio.
unter November 1998 lagen, und
vor allem fühlbar höherer Ausga-
ben, insbesondere die Zinsenlast
von $ 1,15 Mrd., um $ 259,0 Mio.
mehr als im November 1998. In-
dessen vermehrten sich auch die
Beamtengehälter um $ 33,1 Mio.
und die Beschaffungen um $ 29,0
Mio., woraus abgeleitet werden
kann, dass der Sparstift längst
verschwunden ist. Noch vor ei-
nem halben Jahr hatte die Wirt-
schaftsführung Etatkürzungen
durchgesetzt, die offenbar ver-
pufft sind. Als Überraschung im
Schatzamtsausweis werden Bu-
chungsausgaben, Spanisch soge-
nannte „gastos figurativos“, für
$ 626,4 Mio. angegeben, um gan-
ze $ 276,3 Mio. mehr als im vor-
jährigen November, ohne dass
hierfür eine Erklärung vorliegt.

Mit diesem katastrophalen
Defizit kann das Beistandsab-
kommen mit dem Internationalen
Währungsfonds im letzten Quar-
tal 1999 nicht eingehalten wer-

Rekordefizit im November
den. Nicht einmal das revidierte
Jahresdefizit von $ 5,8 Mrd., das
Wirtschaftsminister Roque
Fernández unlängst beichtete und
das höher als das zuletzt vom
IWF zugelassene Defizit von $
5,1 Mrd. ist, wird nachvollzogen
werden, wenn das Defizit vom
Monat Dezember bekannt wird.
Bis November 1999 dürfte das
Defizit im Schatzamt bei $ 5,6
Mrd. liegen. Letzte Zahlen über
die Monatsfinanzen gewisser
Staatsstellen, die stets nach dem
Ausweis des Schatzamts einge-
hen, stehen noch aus, werden
aber das rapportierte Defizit nur
am Rande verändern. Dann ver-
bleiben weniger als $ 200 Mio.
Defizit für Dezember, die un-
möglich einzuhalten sind. 

Ein hochgerechnetes Monats-
defizit von mehr als $ 1,0 Mrd.
würde auf Jahresbasis über $ 12
Mrd. allein für das Kassendefizit
ergeben, zu dem bei ordentlicher
Rechnungsführung die Ausgabe
von Bocon-Staatstiteln zugunsten
allerlei Gläubiger und die Fehl-
beträge der Provinzen gezählt
werden müssten. Sicherlich soll
man solche Hochrechnungen ver-
meiden, weil das Defizit eines
Monats nicht unbedingt gleiche
Beträge für alle anderen Monate
ergibt.    Trotzdem stimmt das De-
fizit des Monats November recht
bedenklich und wird möglicher-
weise die Stimmung im Kongress
beeinflussen, wo jetzt der Kampf
um die neuen Steuern einsetzt,
die das nächstjährige Kassende-
fizit auf $ 4,5 Mio. senken sol-
len. Das entspricht im Monats-
durchschnitt $ 375 Mio., also
knapp ein Drittel des November-
Defizits.

Die Aktivzinsen der lokalen
Banken sind immer noch sehr
hoch und mit einer gefestigten
Stabilität, wie sie seit Jahren be-
steht, unvereinbar. Auf der ande-
ren Seite sind die Passivzinsen
nicht viel höher als in den USA,
so dass sie kaum gesenkt werden
können, da sonst kein Anreiz für
die Präferenz argentinischer Ban-
ken gegen solche in den USA
oder Europa besteht. Verdienen

Die hohen Bankmargen und ihre Folgen
die Banken zu viel? Keineswegs:
gemäss dem monatlichen Bericht
des Bankenverbandes ABA be-
trägt die Rentabilität des Gesamt-
vermögens um 5%, was gewiss
nicht als zu hoch betrachtet wer-
den kann. Im Gegenteil: wenn
das der Durchschnitt ist, bedeu-
tet es, dass viele Banken weni-
ger verdienen oder Verluste aus-
weisen, womit sie nicht so solide
sind, wie es dieses Geschäft er-

fordert.  ABA hat nun in einer
Studie berechnet, dass der Netto-
gewinn, auf die Aktivzinsen be-
rechnet, sehr niedrig ist, nämlich
nur 0,7% bei durchschnittlichen
Zinsen von 13,7%. Das bedeutet,
dass bei Passivzinsen von durch-
schnittlich 5,9% insgesamt 7,1%
auf Kosten entfallen. Die Studie
zählt sie einzeln auf: Steuern,
Sozialbeiträge und Versiche-
rungsprämien machen 1,5% aus,
die Belastung durch die Reserven
in bar in den Banken selber und
bei der ZB und der Deutschen
Bank in USA bedeutet 2,6%,
auch wenn die ZB und die Deut-
sche Bank Zinsen auf diese Li-
quiditätsreserven zahlen, was bis
1995 nicht der Fall war; dann
machen die Personalausgaben
3,5% und die nicht kassierbaren
Kredite 2,6% aus. Auf der ande-
ren Seite erhalten die Banken
3,5% als Gebühr für Dienstlei-
stungen, (z.B. zur Erhaltung ei-
nes Kontokorrentkontos) und
2,8% für andere Einnahmen (die
nicht Zinsen sind). 

Die Studie weist darauf hin,
dass die gesamten Verwaltungs-
ausgaben von 7,5% 1994 auf
7,2% 1995, 5,8% 1996 und da-
nach sukzessive bis auf 4,5%
1999 gesunken sind. Das ist u.a.
eine Folge des Konzentrations-
prozesses: 1994 gab es rund 200
Banken, jetzt knapp 100. Ausser-
dem gab es auch einen Fortschritt
bei der Automatisierung durch
Informatik. Der starke Rückgang
von 1995 auf 1996, von 1,4% ist
darauf zurückzuführen, dass bis
dahin die Mindestreserven bei der
ZB nicht verzinst wurden, wäh-
rend sie nachher, als sie in Liqui-
ditätsreserven umbenannt wur-
den, Zinsen trugen.

Aktivzinsen von durchschnitt-
lich 13,7% bedeuten viel höhere
Zinsen für kleinere Unternehmen
und besonders für persönliche
Kredite. Während erstklassigen
Unternehmen oft 8% und weni-
ger berechnet wird, zahlen ande-
re gute lokale Firmen 12% und
mehr, typische kleine Firmen
über 15% und auch über 20%,
wobei bei Kontrokorrentvor-
schüssen immer noch horrende
Sätze von über 25% und auch
über 40% gelten, und bei Kredi-
ten über Kreditkarten noch mehr.
Dieser Zustand ist anormal und
nur möglich, weil die Nachfrage
nicht befriedigt wird. Nehmen
wir nun an, es gelingt der Regie-
rung von Präsident Fernando de
la Rúa, den sogenannten Vertrau-
ensschock herbeizuführen, weil

eine straffe Budgetpolitik vollzo-
gen wird und auch sonst vernünf-
tig regiert wird; dann sollten zu-
nächst die Zinssätze sinken, die
Argentinien, als Staat und als Pri-
vatunternehmen, im Ausland
zahlt. Dann sollten auch mehr
Fonds von Banken im Ausland
nach Argentinien wandern, so
dass die Depositen zunehmen.
Grossunternehmen, die Zugang
zu Banken im Ausland haben, fi-
nanzieren sich dann direkt im
Ausland. Das Ergebnis wäre, dass
die lokalen Banken die Zinsen
senken müssten. Nehmen wir
noch an, dass die Regierung
schliesslich doch Erfolg mit Ga-
rantiesystemen für kleine und
mittlere Unternehmen hat (wie
das FOGABA der Provinz Bue-
nos Aires und die Gegenseitig-
keitsgarantie-Gesellschaften, mit
dem Kürzel SGR benannt), so
dass auch die Zinsen für diese
Kunden geringer werden müssen;
wie kommen die Banken dann
auf ihre Rechnung?

Ein Teil der Lösung des Rät-
sels besteht im erhöhten Umfang
der Depositen und Kredite, der
nicht von einer proportionellen
Erhöhung der Verwaltungskosten
begleitet wird. Das reicht jedoch
nicht aus. Die Banken werden
nicht umhin kommen, mit der In-
formatik und der rationelleren
Verwaltung ihrer Geschäfte wei-
ter fortzuschreiten. Die Handha-
bung von Kontokorrentkonten
über Computer der Kunden, die
direkt Belastungen und Gut-
schriften für anderen Konten an-
ordnen, ohne dass sich die Bank
an der Transaktion beteiligt (die
im Herzen ihrer Computeranla-
gen stattfindet) spart den Banken
Kosten, die bei Zahlungen durch
Schecks anfallen. Dieses System
ist jedoch wenig verbreitet und
wird auch von den Banken kaum
gefördert. Ebenfalls würden den
Banken Kosten erspart bleiben,
wenn die Scheckgesetzgebung
geändert würde, indem die unge-
deckten Schecks nicht mehr bei
der ZB angegeben und die ent-
sprechenden Konten geschlossen
werden müssen. In anderen Län-
dern ist es so, dass dieser Fall als
ein Problem betrachtet wird, das
sich zwischen dem Aussteller des
Schecks und dem Empfänger
stellt, wobei die Bank dabei han-
deln kann, wie sie es für richtig
hält, aber keine Polizeifunktion
hat, die mit viel Arbeitsaufwand
verbunden ist. Die argentinische
Gesetzgebung fusst auf einem
konzeptuellen Fehler: dass der
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Scheck als Geld angesehen wird,
was er nicht ist. Der Scheck ist
eine Zahlungsanweisung; das
Geld besteht in dem deponierten
Betrag und die Zahlung erfolgt
nicht bei Übergabe des Schecks,
sondern bei Belastung des Kon-
tos. Ebenfalls sollte der Unfug
mit dem Sonderscheck aufhören,
der auf ein zukünfiges Datum
lautet. Bis 1963 hatte der Brauch
die Norm eingeführt, dass jeder
Scheck erst ab dem Datum kas-
siert werden kann, das auf ihm
steht. Das funktionierte jahrzehn-
telang perfekt, bis es einem Ge-
nie einfiel, zu bestimmen, dass
jeder Scheck sofort kassiert wer-
den darf, auch wenn er ein späte-
res Datum enthält. Die Rückkehr
zum System, das bis 1963 galt,
würde genügen, um den Fall zu
lösen und den Banken die Arbeit
zu sparen.

Die Banken müssen sich da-
rauf einstellen, dass ihre Brutto-
marge zunehmend unter Druck
geraten wird, so dass sie sich um
eine Verringerung werden bemü-

hen müssen. Dies umso mehr, als
sie auch bei anderen Geschäften
weniger verdienen als früher. So
hat Cavallo seinerzeit die obliga-
torische Umwandlung von Ex-
portdevisen in Pesos abgeschafft
(ein Rest der Devisenbewirt-
schaftung). Dann sind auch die
Provisionen bei Wertpapierge-
schäften seit der Deregulierung
von 1991 frei und stehen daher
unter Konkurrenzdruck, wobei
die Globalisierung dazu führt,
dass viele Geschäfte direkt im
Ausland getätigt werden, wo die
Provisionen meistens niedriger
sind. Immer mehr werden argen-
tinische Aktien u.a. Titel auch in
New York gehandelt.

 Bei stabilem Wechselkurs
gibt es auch wenig spekulative
Devisengeschäfte. Dann hat die
Regierung unlängst schon die
Zinsen für Kredite bei Käufen mit
Kreditkarten begrenzt. All dies
sind Gegebenheiten, mit denen
sich die Banken abfinden müs-
sen. Andernfalls wird es ihnen
nicht gut gehen.

ARGENTINISCHE WIRTSCHAFT

Die staatliche Kontrollbehör-
de Sigen (Sindicatura General de
la Nación) hat mittels Beschluss
191/99 (Amtsblatt vom 6.12.99)
angeordnet, dass alle Ämter der
staatlichen Verwaltung zum
9.12.99 einen Kassensturz durch-
zuführen haben. Es wird im Ein-
zelnen angegeben, wie die Beträ-
ge sämtlicher vorhandenen Akti-
va, Werte, Dokumente usw. ange-
führt werden müssen und welche
Feststellungen durchzuführen
sind. Damit endet die Finanzver-
waltung der derzeitigen Regie-
rung am 9. Dezember. 

Der Beschluss wurde im Rah-
men des Gesetzes Nr. 24.156 ge-
fasst, das die internen und exter-
nen Kontrollen im öffentlichen
Bereich behandelt, sowie die Ver-
pflichtungen der Staatsfunktionä-
re, Rechenschaft über ihre Amts-
tätigkeit abzulegen. Der Be-

Der Kassensturz
schluss der Kontrollbehörde be-
tont, dass die Massnahme den
geordneten Übergang von der
scheidenden Regierung an die
antretende sichern soll, wozu
auch die genaue und ins Einzelne
gehende Feststellung der Lage in
jedem Einzelbereich notwendig
sei.

Wo der Kassensturz ein-
schliesslich aller angeordneten
Kontroll- und Inventarmassnah-
men nicht an einem Tag durchge-
führt werden konnte, müssen die
Räume, in denen sich Unterlagen
befinden, entsprechend versiegelt
werden. Bei allen Belegen, Quit-
tungen usw. muss die letzte lau-
fende Nummer festgehalten wer-
den. Ausserdem müssen sämtli-
che Rechtsgeschäfte einzeln an-
geführt werden, in denen die je-
weilige Behörde als Klägerin oder
Beklagte erscheint.

Die Jahreszinssätze für Fristde-
positen auf 30 Tage lagen in der
Berichtswoche bei den wichtigsten
Banken für Pesos zwischen 5,65%
und 7% und für Dollar zwischen
4,75% und 5,5%.

***
Der Mervalindex fiel in der Be-

richtswoche zum Donnerstag um
2,9% auf 553,59, der Mervalindex
um 1% auf 1.009,38 und der Börsen-
index um knapp 0,1% auf
20.967,30.

***
Die durchschnittliche Rind-

fleischpreis (kg Lebendgewicht in
Liniers) schloss am Donnerstag wie
in der Vorwoche mit $ 0,6645.

***
Die Kfz-Produktion lag im No-

vember zum 1. Mal in diesem Jahr,
mit 3,5%, über jener des gleichen
Vorjahresmonates. Gegenüber dem
Vormonat legte sie um 5,7% auf
33.919 Einheiten zu. Der Vergleich
der ersten 11 Monate 1999 ergibt ge-
genüber dem Vorjahreszeitraum ein
Minus von 38,6%. Im 3. Monat in
Folge lagen die Verkaufszahlen über
jenen des gleichen Vorjahresmonates.
Allerdings waren die im November
abgesetzten Kfz um 10,6% weniger
als im Oktober. Die Ausfuhren lagen
mit 8.209 Kfz um 7,5% unter Novem-
ber 1998. In den ersten 11 Monaten
gingen die Ausfuhren im Vorjahres-
vergleich um 60,8% zurück.

***
Die französische Credit Agri-

cole Indosuez Bank tritt der Ban-
kengruppe bei, die für Argentini-
en einen Fonds gegen massive De-

positenabzüge bereithalten, der
damit auf U$S 7,45 Mrd. zunimmt.
Die anderen Banken sind: Weltbank,
BID, of America, Credit Suisse First
Boston, Deutsche, Dresdner, ING,
Lehman Brothers, Merrill Lynch, Ci-
tibank, Societe Generale, UBS, Cha-
se Manhattan, Westdeutsche Länder-
bank und Tokyo-Mitsubishi.

***
Die Firma Ecopampa konnte

zwischen Juli ’98 und Juni ’99 or-
ganisch aufgezogenen Rindfleisch
für U$S 1,8 Mio. nach Deutschland,
USA, Belgien, Spanien, Holland
und Italien ausführen. Unter orga-
nisch aufgezogen versteht man die
Zucht hochwertiger Rinder die ohne
Hormone, Antibiotika oder sonstiger
Stoffe aufwachsen, die gesundheitlich
oder ökologisch verdächtig sind. Die
ausgewählten Schnitte sind bereits in
Supermärkten Europas zu finden.

***
Eine richterliche Entscheidung

setzt die Anwendung der Regie-
rungsdekrete 1416 bis 1419/99 aus,
bis sämtliche für ihre Erwägung
notwendigen Unterlagen vorgelegt
worden sind. Damit wird die Frage
der Änderung der Konzessionsverträ-
ge für Eisenbahnstrecken, die sich
unter der Auflage zu bedeutenden In-
vestitionen verpflichtet hatten, dass
die Konzessionsverträge verlängert
und die Fahrpreise erhöht werden, der
neuen Regierung übertragen.

***
Wie die von E. Kritz und M.

Mora y Araujo geleitete SEL (So-
ciedad de Estudios Laborales) er-
mittelt hat, hat sich die leichte Kon-

junkturbelebung der letzten 2 Mo-
nate noch nicht auf den Arbeits-
markt ausgedehnt. Im September
wurde 0,2% Rückgang der Beschäf-
tigtenzahl verzeichnet, wobei dieser
Rückgang sichtbar langsamer wurde.
Dennoch liegt die Arbeitslosenquote
des 3. Quartals um 6,7% über jener
des gleichen Vorjahreszeitraumes und
betraf 111.000 Menschen. Der bedeu-
tendste Rückgang war bei kleinen und
mittelständischen Unternehmen (Py-
mes) zu verzeichnen. Bei Firmen mit
bis zu 49 Mitarbeitern betrug er 8,9%,
bei jenen von 50 bis 200 Mitarbeitern
9,6%, bei Firmen ab 200 nur 3,6%.

***
Die Kammer der Schuhfabri-

ken beschwert sich, dass Brasilien
die Abkommen über Einschrän-
kungen der Schuhlieferungen nach
Argentinien verletzt. In den 2 Mo-
naten seit der Unterzeichnung sollen
etwa 360.000 Paar mehr als verein-
bart geliefert worden sein. Die von
Argentinien verhängten Einfuhr-
schranken, wie doppelte Etiketten,
Qualitätszertifikate aus Brasilien usw.
würden nicht immer geachtet werden.

***
Die chilenische Gener erhöht

ihre Beteiligung am Wasserkraft-
werk Piedra del Aguila, das erst
kürzlich seinen Umschuldungsplan
für U$S 417 Mio. vorgelegt hat.
Damit wird Gener, mit 20% Anteil am
argentinischen Strommarkt von rd.
18.000 MW, grösster Stromerzeuger
des Landes. Piedra del Aguila leistet
1.400 MW. Das 50%ige Kontrollpa-
ket gehört dem Hidroneuquén Kon-
sortium, an dem Gener und Transalta
mit je 26,7% und Duke Energy, USA
mit 16,7% beteiligt sind. In einem
komplexen Abkommen übernimmt
Gener den Anteil von Duke. Gener
besitzt auch das Wärmekraftwerk
Central Puerto und baut Termoandes.

Gener ist 2.grösster Stromproduzent
Chiles und besitzt u.a. auch Kraftwer-
ke in Kolumbien und der Dominika-
nischen Republik. Ihre Hauptaktionä-
re sind private Rentenkassen Chiles
(33,34%), die Angelinigruppe über
Copec (19,73%), 16,25% befinden
sich an der Börse von New York und
30,66% sind unter kleineren Aktionä-
ren verstreut.

***
Citicorp Capital Markets hat

neue Bonds für U$S 100 Mio. für
die Filiale Buenos Aires der Citi-
bank, im Rahmen des bereits von
der Wertschriftenkommission be-
willigten Globalplanes für U$S 1,5
Mrd., aufgelegt. Die Papiere haben
einen Nullkupon und eine Laufzeit
von 90 Tagen. Der Ausgabepreis be-
trägt 97,92, was 8,5% Jahresrendite
entspricht.

***
Die Staatliche Wertschriften-

kommission hat neue Papiere zur
Aufnahme kurzfristiger Verbind-
lichkeiten auf dem Finanzmarkt
gebilligt. Die interessantesten sind
Wechsel mit laufenden Nummern.
Damit kann ein Unternehmen Geld
kurzfristig auf angenommen 30 Tage
gegen einen Wechsel aufnehmen und
ihn bei Ablauf der Frist durch einen
mit der nächsten Nummer auf weite-
re 30 Tage erneuern. Besonders pri-
vate Rentenkassen (AFJP) und Invest-
mentfonds, die keine Möglichkeit ha-
ben, Gelder kurzfristig unterzubrin-
gen, sowie Empfänger von Fristdepo-
siten, die kurzfristig flüssig bleiben
müssen, haben hier einen Markt. Bis-
her ist nur die Regierung ermächtigt,
Papiere mit weniger als 1 Jahr Lauf-
zeit (Letes) an die Börse zu bringen.
Der Nummernwechsel bleibt klassi-
fizierten Investoren vorbehalten und
schliesst kleine Investoren aus.

***
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Der Beschluss 605/99 des
Schatzamtes (Amtsblatt vom
9.12.99) verfügt die Ausgabe von
Bonds der Republik Argentinien in
Euro 10% 1999-2004. Nennwert E
300 Mio., Unterbringer eine Banken-
grupppe unter der Federführung von
Morgan Stanley & Co. International
und Credit Suisse First Boston (Eu-
ropa) Ltd. Ausgabepreis 101,06%,
Ausgabe- und Fälligkeitsdatum
7.12.99 bzw.7.12.04. Zahlung voll zur
Fälligkeit. Zinssatz 10% im Jahr, Fäl-
ligkeit jährlich.

***
Im Rahmen eines Investitions-

programms von U$S 90 Mio. im
kommenden Jahr, will Ford Argen-
tina in die Erweiterung der Lackie-
rungsanlage in General Pacheco
U$S 30 Mio. investieren. Damit wer-
de Ford Argentina über die modern-
ste Lackierungsanlage Lateinameri-
kas verfügen. Zu dem Betrag seien die
bereits vom Stammhaus bewilligten
U$S 55 Mio. zu zählen, um die Ferti-
gung des Focus in Gang zu bringen,
der im 2. Halbjahr 2000 vom Band
gehen soll. Die mögliche Fertigung
des sport utility Explorer werde der-
zeit gepfüft.

***
Ein Gericht hat der Klage der

Abgeordneten González Grass und
Zbar stattgegeben und der Regie-
rung angeordnet, die Bagger- und
Instandhaltungsarbeiten im Hafen
von Buenos Aires einzustellen. Die
per Dekret Nr. 357/98 angeordneten
Arbeiten müssten durch eine Aus-
schreibung zugeteilt werden.

***
Die Banco de Desarrollo de Chi-

le hat die Banco Transandino ge-
kauft und sie als Kapitalbeitrag in
die Mercobank eingegliedert. Die
argentinische ZB hat die Massnahme
gutgeheissen. Die Banco de Desarrol-
lo zahlt $ 15,6 Mio. in bar und über-
nimmt Schulden von $ 20,5 Mio. auf
7 Jahre. Damit wird das Vermögen der
Mercobank auf $ 70 Mio. erhöht. Sie
hat nun rd. 50 Filialen.

***
Carlos Silvani, der Leiter des

Amtes für öffentliche Einnahmen,
dem das Steueramt (DGI) und das
Zollamt (DGA) unterstehen, ist zu-
rückgetreten und hat sein Amt ver-
lassen. Der Nachfolger ist noch nicht
ernannt. Silvani war bereit, seine Tä-
tigkeit fortzusetzen, aber mit neuem
Ernennungsdekret und einer Abspra-
che mit Präsident De la Rúa über Be-
dingungen, besonders, die legalen
Reformen, die Silvani als notwendig
erachtet, um bei seiner Tätigkeit er-
folgreich sein zu können.

***
Roque Maccarone, Präsident

der Banco de la Nación Argentina,
ist zurückgetreten, nachdem er sich
nicht mit dem von Machinea geäus-
serten Gedanken einverstanden
erklärt hat, die Bank hauptsächlich
für die Finanzierung kleiner und
mittlerer Unternehmen (Pymes)
einzusetzen, und die Zinsen aus ei-

genen Mitteln zu subventionieren.
Sein Nachfolger wird Cristian Colom-
bo, der unter Alfonsín Präsident der
Entwicklungsbank (Banade) war, die
unter Menem aufgelöst wurde, weil
sie ein sehr faules Portefeuille hatte
und nicht lebensfähig war.

***
Der neue Landwirtschaftssekre-

tär, Antoni Berhongaray, ehemali-
ger Senator für die Provinz La
Pampa (wo er ein grosses Landgut
besitzt) und danach Deputierter,
hat seinen Mitarbeiterstab er-
nannt: Oscar Bruni als Unterstaats-
sekretär für Nahrungsmittel, Märkte
und Sanitätskontrollen und Jorge Ca-
zenave als Koordinator und Chefbe-
rater. Cazenave ist privat als Berater
für die Landwirtschaft tätig.

***
Der Präsident von Repsol-YPF,

Spanien, hat in Neuquén den for-
mellen Beginn der Errichtung ei-
ner Methanolanlage mit einer Ka-
pazität von 400.000 Jato angekün-
digt, die in 30 Monaten fertig sein
soll. Das Produkt ist für den argenti-
nischen und den brasilianischen
Markt bestimmt. Cortina bestätigte,
dass das Unternehmen bis zum Jahr
2002 insgesamt U$S 4,5 Mrd. inve-
stieren werde, wobei auch die Ent-
wicklung neuer Förderungen im Neu-
quén-Becken eingeschlossen sei. Der
Methanol-Betrieb soll in 18 Jahren
zahlungsbilanzmässig U$S 780 Mio.

für Argentinien bringen, wenn man
die Importsubstitution und die Expor-
te nach Brasilien berücksichtigt und
die Ausgaben für den Import der An-
lagen abzieht.

***
Die Wirtschaftsexperrten Ro-

berto Frenkel und Oscar Cuattro-
mo wurden in Vertretung der Ali-
anza als Direktoren der Banco de
la Provincia de Buenos Aires er-
nannt. Damit wird der Vorstand durch
den Vorsitzenden, dem ehemaligen
Schatzsekretär Ricardo Gutierrez, den

Entwicklung der Währungsreserven der Zentralbank
(in Milliarden Pesos)

18.10.99 25.10.99 4.11.99 11.11.9915.11.99 22.11.99 29.11.99 3.12.99
Gold, Devisen u. Anlagen 23,41 23,25 22,79 23,69 24,33 24,45 24,09 24,10
Staatspapiere 1,47 1,55 1,56 1,48 1,48 1,44 1,46 1,46
Internat. Reserven ZB 24,88 24,80 24,35 25,17 25,81 25,90 25,56 25,54
Liquiditäts-Rückstellungen
(Com. A. 2350) 8,15 7,52 8,38 7,88 7,25 7,6 6,95 7,76
Währungsreserven des
Finanzsystems 33,04 32,33 32,73 33,05 33,06 32,96 32,51 33,30
Notenumlauf 14,23 13,85 14,07 14,58 14,24 13,91 13,77 14,42
Bankdep. in Dollar bei ZB 0,13 0,01 0,05 0,10 0,12 0,01 0,02 0,04
Monetäre Passiven 14,35 13,86 14,12 14,69 14,37 13,92 13,79 14,47
Nettosaldo Swaps 9,05 9,39 8,66 8,87 9,79 10,36 10,14 9,55
Depositen der Regierung 1,79 2,72 1,52 1,64 1,83 2,19 1,85 1,83
Finanzpassiven 23,40 23,24 22,78 23,55 24,16 24,28 23,93 24,02

Quelle: Zentralbank

Argentinischer Aussenhandel
Ausfuhren Einfuhren Saldo

1998
September 2.298 (2.277) 2.551 (2.767) -253 (-490)
Oktober 2.015 (2.374) 2.591 (2.836) -576 (-492)
November 1.892 (2.022) 2.457 (2.799) -556 (-777)
Dezember 1.931 (2.022) 2.178 (2.607) -247 (-558)
Total’98 26.441 (26.430) 31.404 (30.450) -4.953 (-4.020)
1999
Januar 1.558 (1.767) 1.907 (2.558) -349 (-791)
Februar 1.527 (1.883) 1.386 (2.283) -329 (-400)
März 1.981 (2.240) 2.079 (2.694) -88 (-454)
April 2.036 (2.490) 1.874 (2.765) 152 (-275)
Mai 2.233 (2.572) 1.932 (2.525) 361 (47)
Juni 2.143 (2.626) 2.214 (2.623) -71 (3)
Juli 1.949 2.352) 2.277 (3.027) -329 (-675)
August 2.082 (2.367) 2.333 (2.741) -251 (-374)
September 1.873 (2.298) 2.237 (2.551) -365 (-253)
Oktober 1.927 (2.015) 2.219 (2.591) -292 (-576)
10 Mon.’99 19.309 (22.814) 20.458 (26.358) -1.609 (-4.151)

Quelle: Indec, vorläufige Angaben in Mio. U$S. () = Vorjahr

bereits ernannten Alfredo Defran-
cesco und José González und die bei-
den Neuernannten gebildet.

***
Siderca (Techintgruppe) gab an

der Börse bekannt, dass sie über
eine strategische Allianz mit der
kanadischen Algoma Steel verhan-
delt, um in deren Werk in Sault Ste.
Marie nahtlose Rohre herzustellen.
Vorerst sei ein Leasingvertrag auf 20
Jahre vorgesehen.

***
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Arbeitsminister Alberto Fla-
marique hat zwei Gesetzesvorla-
gen zur Reform der Arbeitsge-
setzgebung fertiggestellt. Eine
will die Lohnnebenkosten bei der
Einstellung neuer Arbeitskräfte
senken. Die andere hat die Neu-
aushandlung jener Kollektivver-
träge im Visier, die in den letzten
Jahren nicht erneuert wurden.
Dabei sollen flexiblere Arbeits-
bestimmungen eingegliedert wer-
den. 

Die Probezeit, während der
ein neuer Arbeitnehmer ohne
Entschädigung entlassen werden
kann, soll von derzeit 30 Tagen
auf 180 Tage verlängert werden.
Durch Abkommen mit den jewei-
ligen Gewerkschaften kann die-
se Frist um weitere 180 Tage auf
12 Monate ausgedehnt werden.
Während der Probezeit muss der
Arbeitgeber die Beiträge zur So-
zialversicherung leisten. Nach
Ablauf der Probezeit, wenn der
Arbeitnehmer fest eingestellt
wird, werden diese Sozialbeiträ-
ge geringer sein, als jene für das
laufende Personal. Diese Lohn-
nebenkosten sollen 12% betragen
und es soll verhindert werden,
dass deshalb altes Personal durch
neues verdrängt werden kann. In
4 Jahren sollen die Lohnneben-
kosten schrittweise auf 12% für
alle Arbeitnehmer gesenkt
werden.

Unternehmen in Provinzen die
die Bruttoeinnahmen besteuern,
können diese Steuern von den
Lohnnebenkosten für Neueinstel-
lungen abziehen. Auch werden
Änderungen vorgeschlagen um
die Bedingungen der Kollektiv-
verträge flexibler zu gestalten
und dadurch Tarifverhandlungen
nicht nur von der obersten Ge-
werkschaftsleitung gutgeheissen
werden können.

Es wird eine Frist von 2 Jah-
ren ab der jeweiligen Einberufun-
gen eingeräumt, um die Kollek-
tivverträge zu erneuern, die in
den letzten Jahren nicht erneuert
wurden. Damit soll der Bestim-
mung entgegengewirkt werden,
nach der Kollektivverträge auto-

ein vereinfachtes System mit ge-
ringeren Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerbeiträgen vorgeschla-
gen. Im Einzelnen soll:
l Der Arbeitgeber einen fe-

sten Beitrag von $ 50 im Monat
leisten, von dem $ 45 für das
Renten- und $ 5 für das Gesund-
heitssystem bestimmt sind.
l Dem Arbeitnehmer werden

vom Arbeitgeber $ 30 im Monat
einbehalten, die an den Gesund-
heitsdienst abgeliefert werden
müssen.

Diese Beiträge geben dem Ar-
beitnehmer das Recht:
l Nach 30 Jahren mit der Min-

destrente (PBU) von $ 200 im
Monat in den Ruhestand zu tre-
ten und Mitglied des Pami zu
sein.
l  Anspruch auf Invaliden-

und Ablebensrenten zu haben.
l Dem Gesundheitsdienst ei-

nes Sozialwerkes mit Anspruch
auf die PMO benannte Pflichtbe-
treuung anzugehören.

Will der Arbeitnehmer die
ärztliche Betreuung auf Familien-
mitglieder ausdehnen, muss er
zusätzliche Beiträge leisten.
Wenn er eine höhere Rente be-
ansprucht, muss er mindestens $
33 im Monat an den öffentlichen
oder einen privaten Rentenfonds
beitragen.

Sprecher der Alianza schät-
zen, dass dieses Sondersystem
rund 2 Mio. Arbeitnehmer ein-
gliedern kann, und dass es auch
die formelle Eingliederung von
bisherigen Schwarzarbeitern in
kleinen Betrieben erleichtert. Für
bisherige Schwarzarbeit soll es
dann eine Art Sistierung geben.
Auch soll das derzeitige Einheits-
Steuersystem dieser Gesetzge-
bung angepasst werden. Selb-
ständig Erwerbstätige sollen So-
zialbeiträge auf Grund ihres tat-
sächlichen und nicht wie bis jetzt
eines angenomenen Einkommens
leisten.

Sonderregelungen
für Dienstboten

Für die Pensions- und Ge-
sundheitssysteme für das Haus-

matisch verlängert werden, wenn
sich die Tarifpartner über die Er-
neuerung nicht einigen („ultraac-
tividad“). Zu diesen Kollektiv-
verträgen gehört der der Metall-
arbeiter. Auch sollen 2 Jahre als
Höchstfrist der Gültigkeit von
Kollektivverträgen festgelegt
werden.

Es soll möglich gemacht wer-
den, dass die Ebene auf der Kol-
lektivverträge gültig sind, bei den
Verhandlungen durch die Tarif-
partner festgelegt wird. Dabei
sollen die Abkommen auf nied-
rigerer Ebene, etwa zwischen ei-
nem Unternehmen und seiner Be-
legschaft, Vorrang über jene auf
höherer Ebene, wie zwischen ei-
ner Gewerkschaft und Vertretern
einer ganzen Branche, haben. Da-
mit sollen Unternehmens- bzw.
Regionalabkommen Klauseln
eingliedern können, die in flä-
chendeckenden Abkommen nicht
oder anders enthalten sind. Das
ist derzeit auch möglich, aller-
dings nur für kleine und mittel-
ständische Unternehmen mit bis
zu 80 Arbeitnehmern. Für grös-
sere Betriebe höchstens durch ein
Jahr, nach dem sie Ablaufen,
wenn keine Einigung erzielt wird.
Nach der neuen Vorlage werden
sie in Kraft bleiben, bis ein neu-
er Kollektivvertrag ausgehandelt
ist.

Des weiteren sollen Produkti-
vitätsklauseln und Umweltaufla-
gen eingegliedert werden kön-
nen. Auch wird erwogen, ge-
mischte Kommissionen zu schaf-
fen, die die Einhaltung der Si-
cherheitsbestimmungen bei der
Arbeit überwachen. Zusätzlich ist
vorgesehen, dass die Amtswege
bei der Eingliederung neuer Ar-
beitskräfte vereinfacht werden.
Mit einem einzigen Amtsweg soll
der Arbeitgeber die Möglichkeit
haben, einen neuen Arbeitnehmer
bei allen Behörden des Sozialver-
sicherungssystems einzutragen.

Erleichterungen für
Kleinbetriebe

Für kleine Unternehmen mit
bis zu sechs Arbeitnehmern wird

personal sind folgende Bestim-
mungen vorgesehen:
l Bei mehr als 6 Wochenstun-

den Arbeit zahlt der Arbeitgeber
monatlich $ 8 für das Gesund-
heits- und $ 12 für das Renten-
system.
l Bei mehr als 12 Wochen-

stunden $ 15 bzw. $ 24.
l Bei mehr als 16 Wochen-

stunden $ 20 bzw. $ 35.
l Für den Bezug der Grund-

rente (PBU) von $ 200 nach 30
Jahren Beiträge durch den Ar-
beitgeber muss die/der Hausan-
gestellte die Differenz zwischen
dem Arbeitgeberbeitrag und $ 35
eingezahlt haben. Das heisst, dass
die/der Arbeitnehmer, die zwi-
schen 12 und 16 Wochenstunden
gearbeitet haben, $ 11 pro Mo-
nat einbezahlt haben müssen.
Wird eine höhere Rente bean-
sprucht, müssen freiwillige Bei-
träge von nicht weniger als $ 33
im Monat geleistet werden.
l Für den Gesundheitsdienst

muss das Sozialwerk mindestens
$ 20 por Monat erhalten. Bei dem
genannten Beispiel muss der Ar-
beitnehmer $ 5 por Monat einzah-
len. Will sie/er den Gesundheits-
dienst auf die Familie ausgedehnt
haben, muss er weitere $ 20 pro
Monat entrichten.

Zusammenfassend:
l Für Hauspersonal, das mehr

als 16 Wochenstunden arbeitet,
muss der Arbeitgeber ausser dem
Gehalt $ 55 pro Monat bezahlen.
Der Arbeitnehmer hat dadurch
den Anspruch auf eine Rente von
$ 200 im Monat und auf die
Pflichtbetreuung eines Sozial-
werkes.
l Bei 12 bis 16 Wochenstun-

den zahlt der Arbeitgeber ausser
dem Gehalt $ 39 und der Arbeit-
nehmer $ 16 im Monat, für die
gleichen Dienstleistungen.
l Bei 6 bis 12 Wochenstun-

den entfallen auf den Arbeitge-
ber $ 20 und auf den Arbeitneh-
mer $ 35 im Monat.

Arbeitsminister Flamarique schlägt Reformen vor


